
Frauen  und  die  Revolution  im
Iran
Martin Suchanek, Artikel aus der FIGHT 2023, unserer Zeitung gemeinsam
mit der Gruppe Arbeiter:innenmacht (und anderen Sektionen der LFI) zum 8.
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Der Mord an der jungen Kurdin Jina Mahsa Amini war der Funke, der das
Feuer einer neuen Massenbewegung im Iran entfachte. Seither versucht das
diktatorische, islamistische Regime, die Proteste im Blut zu ertränken.

Über 500 Menschen wurden von den bewaffneten Kräften der Staatsmacht,
von Polizei, Geheimdiensten oder den sog. Revolutionswächtern, ermordet.
Tausende wurden verletzt, über 20.000 festgenommen. Seit Monaten werden
Aktivist:innen  der  Bewegung  und  bekannte  Oppositionelle  nach
Schauprozessen  öffentlichkeitswirksam  hingerichtet,  um  die  Massen
einzuschüchtern  und  die  Anhänger:innen  des  Regimes  zu  stärken.

Nach  Monaten  des  heroischen  Kampfes  droht  die  Bewegung,  durch  die
Konterrevolution der Mullahs zerschlagen zu werden. Doch selbst wenn dies
der Fall sein sollte, wird dieser „Sieg“ nicht von Dauer sein. Sie können zwar
möglicherweise  den  Protest  niederschlagen  –  die  Ursachen  für  die
revolutionäre Erhebung von Millionen können sie aber nicht aus der Welt
schaffen.  Denn  es  ist  das  reaktionäre,  ausbeuterische,  frauen-  und
menschenfeindliche  Regime,  die  spezifische  Mischung  aus  Kapitalismus,
Nepotismus und islamistischer Diktatur, die immer wieder den Widerstand
hervorbringen wird, den sie mit aller Gewalt – und letztlich nur noch mit
Gewalt – blutig unterdrückt.

Eine Revolution der Frauen
In den letzten Jahrzehnten erschütterten immer wieder Massenproteste den
Iran. 2009, bei der sog. grünen Revolution, bildeten vor allem die städtischen
Mittelschichten  –  Intellektuelle,  das  Kleinbürger:innentum  sowie
reformorientierte  Unternehmerschichten,  die  ihre  Hoffnungen  in  den
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damaligen Präsidentschaftskandidaten Chātami setzten – die soziale Basis
der Bewegung.

2017 und vor allem 2019 änderte sich die Lage. Die „Unterschichten“, d. h.
vor allem die Arbeiter:innenklasse, schwangen sich zur sozialen Trägerin des
Kampfes auf. Die Hoffnungen und Illusionen in den „reformorientierten“ Teil
des Regimes waren bei den Massen verflogen. Umso drängender rückten die
sozialen Fragen in den Vordergrund.

2022 standen von Beginn an Frauen, Studierende und die Jugend sowie die
unterdrückten Nationalitäten im Zentrum.

Natürlich wurde dies auch durch den Mord an einer jungen Kurdin, Jina
Mahsa Amini, durch die „Sittenpolizei“ befördert. Dass die Protestbewegung
vor allem von jungen Frauen und Studentinnen getragen und vorangetrieben,
sie  mit  gewissem  Recht  als  feministische  Revolution  bezeichnet  wurde,
verweist auf tiefere gesellschaftliche Ursachen.

Frauen, Arbeit und Bildung
Die extreme Form der Entrechtung seit Beginn der Mullahherrschaft und
Unterdrückung  ging  mit  einer  widersprüchlichen,  teilweise  geradezu
paradoxen Entwicklung der Lage der Frauen im Bildungswesen, teilweise
auch in der Arbeitswelt einher.

Heute gibt es im Iran rund 4,5 Millionen Studierende, also rund 50 % mehr
als in Deutschland (3 Millionen), eine für ein halbkoloniales Land beachtliche
Zahl und Quote. Fast jede/r zweite Studierende ist eine Frau. Dies spiegelt
den  Versuch  des  Mullahregimes  wider,  nach  der  Machtergreifung  eine
staatskapitalistische Industrialisierung voranzutreiben, was sich auch in der
Erhöhung der Alphabetisierungsquote (80 % gegenüber 20 % unter dem
„modernen“  Schahregime)  wie  auch  im  Zwang,  vermehrt  Frauen  als
Lohnarbeiterinnen  zu  beschäftigen  oder  professionell  zu  qualifizieren,
ausdrückt.

Somit entstand im Iran einerseits eine sehr qualifizierte Schicht von Frauen,
die zugleich weiter politisch und kulturell entrechtet blieb. Das Scheitern der



Illusionen in den Reformflügel des Islamismus führte außerdem dazu, dass
sich  die  Hoffnung  auf  eine  allmähliche  Öffnung  und  Liberalisierung  des
Regimes erschöpfte.

Heute stellen die Universitäten einen Fokus der Bewegung dar – und wir
können angesichts der sozialen Lage der Studierenden und insbesondere
Studentinnen  erkennen,  warum  junge  Frauen  und  Jugendliche  eine  so
wichtige Rolle in der Mobilisierung einnehmen, an vorderster Front kämpfen.
Über Jahre versprach das Regime den Frauen und der Jugend im Gegenzug
für soziale  Unterdrückung und kulturelle  Tristesse Jobs,  Einkommen und
sogar einen gewissen Aufstieg.  All  das entpuppte sich nach anfänglichen
ökonomischen Erfolgen in den 1990er Jahren mehr und mehr als Fiktion. Die
neoliberalen Reformen und Privatisierungen des letzten Jahrzehnts, vor allem
seit dem Einbruch 2012/13, verschlechterten die Lage weiter. Für die Frauen
und die Jugend sieht die Zukunft düster aus.

Die Arbeiter:innen bilden mittlerweile die zahlreichste Klasse der iranischen
Gesellschaft, zumal wenn wir die sub- und halbproletarischen Schichten und
jene Teile  der  Intelligenz,  die  einem Proletarisierungsprozess  unterzogen
sind, einbeziehen.

Zugleich  lebt  ein  großer  Teil  dieser  Klasse  heute  in  Armut.  Nach
unterschiedlichen Schätzungen leben 35 – 50 % der Bevölkerung unter der
Armutsgrenze  –  Tendenz  steigend angesichts  von  massiver  Inflation  und
ökonomischer Stagnation.

Für die Lohnabhängigen repräsentierte die Diktatur der Mullahs immer eine
brutale  Herrschaft  der  Ausbeuter:innen –  zu  offensichtlich  und eng sind
iranischer Kapitalismus und islamistisches Regime miteinander verbunden.

Proletarische,  aber  auch  junge,  akademisch  gebildete  Frauen  trifft  dies
besonders. Die Hindernisse auf dem Arbeitsmarkt sind beachtlich. So liegt
der Anteil von Frauen an den Beschäftigten noch immer bei nur 17,26 % (er
überstieg in der Islamischen Republik nie 20 %). Auch wenn dies den realen
Anteil der Erwerbsarbeit von Frauen nicht reflektiert, weil ein großer Teil
der in der Landwirtschaft Beschäftigten (Schätzungen gehen davon aus, dass



rund 60 % der Arbeit auf dem Dorf von Frauen erledigt wird) wie auch nicht
offiziell  registrierte  Beschäftigung  rausfallen,  werden  Frauen  auf  dem
Arbeitsmarkt  schon  nach  amtlichen  Zahlen  massiv  diskriminiert.

Das  verdeut l i cht  auch  d ie  Arbe i ts losenquote  von  Frauen
(https://de.theglobaleconomy.com/Iran/) mit offiziell 18,96 % im Jahr 2021,
die fast doppelt so hoch ist wie jene der Männer (9,89 %). Noch höher liegt
sie bei Jugendlichen – und das heißt insbesondere auch bei jungen Frauen –
mit 27,21 %. Mit fast 89 % extrem stark von Arbeitslosigkeit – und damit von
Armut  –  betroffen  ist  die  ohnedies  stigmatisierte  Gruppe  von
alleinerziehenden  Frauen.

Die Ursachen für diese Entwicklung sind vielfältig. Einerseits natürlich die
ökonomische Stagnation selbst, die die gesamte Klasse der Lohnabhängigen
betrifft. Zweitens ziehen viele, natürlich männliche Unternehmer vor, junge
Männer statt Frauen zu beschäftigen, selbst wenn diese z.  B. einen weit
besseren Hochschulabschluss vorweisen.

Die Anzahl studierender Frauen ist seit Jahren vielen Mullahs an Dorn im
Auge. Unter dem erzkonservativen Einpeitscher Ahmadineschād wurde nicht
nur  auf  propagandistischer  und  ideologischer  Ebene  gegen  diesen
„Auswuchs“  angegangen,  sondern  wurden  auch  Männerquoten  in
verschiedenen,  vor  allem  technischen  und  naturwissenschaftlichen
Studiengängen eingeführt. Der „Erfolg“ war mäßig, da selbst regimetreue,
sozial-konservative Väter (einschließlich hoher Kleriker) aller reaktionären
Gesinnung zum Trotz ihre Töchter an die Unis schicken und gut ausgebildet
haben wollten.

Die gesellschaftliche Unterdrückung der Frauen nimmt daher viel stärker die
Form der Diskriminierung auf dem Arbeitsmarkt an.

Für beschäftigte Arbeiterinnen kommt „natürlich“ auch noch Sexismus am
Arbeitsplatz  hinzu.  Darüber  hinaus  nutzen  Unternehmen  bewusst  die
reaktionäre  Gesetzgebung,  um  gewerkschaftlich  aktive  oder  einfach
Widerstand  leistende  Arbeiterinnen  unter  dem  Vorwand  „unislamischen“
Verhaltens oder „unsittlicher“ Bekleidung zu entlassen.

https://de.theglobaleconomy.com/Iran/


All dies verdeutlicht, wie eng der Kampf gegen Frauenunterdrückung mit
dem gegen Ausbeutung verbunden ist, so dass dieser einen essentiellen Teil
des Klassenkampfes bildet.

Von  der  halben  Revolution  zur  ganzen
Konterrevolution
Die Unterdrückung der Frauen gehörte von Beginn an zur politischen DNA
des islamistischen Regimes.  Anders als  heute gern von den bürgerlichen
Medien vereinfacht dargestellt wird, war die iranische Revolution zu Beginn
am Ende der 1970er Jahre keineswegs eine „islamische“.

Im  Kampf  gegen  das  Schahregime  ste l l ten  d ie  L inken,  d ie
Arbeiter:innenklasse und auch eine starke Frauenbewegung eine zentrale
Kraft dar. Politisch kann die iranische Revolution als Kampf dreier Kräfte
betrachtet werden. Erstens das prowestliche despotische Schahregime, das
sich auf den Imperialismus, den iranischen Staatsapparat und einen Teil der
herrschenden Klasse stützte, zweitens die von liberalen, mehr und mehr aber
auch  von  den  lslamist:innen  vertretene  oppositionelle  Bourgeoisie  und
Mittelklasse.

Schließlich die Arbeiter:innenschaft und bäuerliche Schichten. Sie bildeten
nicht  nur  eine  zentrale  Kraft  beim  Sturz  des  Schah,  sondern  die
Arbeiter:innenklasse errichtete auch Formen der Doppelmacht, vor allem in
verstaatlichten Betrieben und auf den Ölfeldern (Schoras = Räte).

Aber die stalinistische Doktrin der iranischen Linken erwies sich selbst als
Hindernis für die Revolution. Gemäß ihrer Vorstellung war das Land für eine
sozialistische Umwälzung noch nicht reif, vielmehr stünde als nächste Etappe
eine  antiimperialistische,  bürgerliche  Revolution  an,  die  die  „nationale
Bourgeoisie“ zuerst an die Macht bringen müsste. Vor diesem Hintergrund
wurden  Khomeini  und  seinen  Anhänger:innen  als  Verkörperung  der
antimonarchischen,  nationalen  Revolution  betrachtet.

Politisch bedeutete dies, die Interessen der Arbeiter:innenklasse wie aller
Unterdrückten  –  und  das  hieß  vor  allem  jene  der  Frauen  –  denen  der



„nationalen“ Bourgeoisie und damit den Islamist:innen unterzuordnen.

Dies und die eng mit ihnen verbundenen Sektoren der Kapitalist:innenklasse,
insbesondere die in Teheran ansässigen Handelskapitale (Bazaris),  hatten
ihrerseits längst die Linke und die Arbeiter:innenklasse als unversöhnlichen
Gegnerinnen ausgemacht. Das lag nicht zuletzt auch an deren Stärke. Die
Eroberung des Flughafens Teheran durch bewaffnete Guerillaeinheiten, die
die  Armee  vertrieben,  und  die  Errichtung  von  Arbeiter:innenräten
beunruhigten  alle  kapitalistischen  und  reaktionären  Kräfte.  Zu  Recht
fürchteten sie (wie auch die westlichen Regierungen), dass die Revolution
auch die Eigentumsverhältnisse in Fragen stellen könnte.

Natürlich gibt es keine Garantie dafür, dass eine solche, ihrem Wesen nach
sozialistische  Revolution  gesiegt  hätte.  Aber  die  Unterordnung  der
Arbeiter:innenklasse  und  der  Bauern-/Bäuerinnenschaft  unter  die
herrschende Klasse  konnte  ihrerseits  nur  zum Sieg der  Konterrevolution
führen. Khomeini und die islamistischen Kräfte vernichteten alle Kräfte der
Arbeiter:innenbewegung und der demokratischen Opposition – einschließlich
vieler,  die  ihn  als  „Antiimperialisten“  gepriesen  hatten.  Tausende  und
Abertausende  wurden  gefoltert,  liquidiert  oder  „verschwanden“.  Die
Arbeiter:innenklasse erlitt eine historische Niederlage. Die halbe, im Kampf
um die Demokratie stehengebliebene Revolution endete mit einer ganzen
Konterrevolution.

Konterrevolution und Entrechtung
Deren Sieg bedeutete für alle Frauen im Iran eine Katastrophe. Die Elemente
formaler  Gleichheit,  die  unter  dem  Schah  errungen  und  in  den  ersten
Monaten der Revolution faktisch sogar ausgeweitet worden waren, wurden
rigoros abgeschafft.

Natürlich hatten Khomeini und die Mullahs die Frauenunterdrückung und
das  Patriarchat  nicht  erfunden,  sie  institutionalisierten  sie  jedoch  im
extremen  Ausmaß.  Die  Scharia,  as  islamische  Gesetz,  wurde  zu  deren
rechtlich-ideologischer  Grundlage.  Hier  einige  zentrale  Folgen  für  die
Frauen:



–  Frauen  s ind  s t rengen  K le idervorschr i f ten ,  d ie  u .  a .  d ie
Zwangsverschleierung  umfassen,  unterworfen.

– Frauen sind vor Gericht den Männern nicht gleichgestellt. Ihre Aussage
zählt nur halb so viel wie die eines Mannes. In manchen Fällen sind sie erst
gar nicht als Zeuginnen zugelassen.

–  Frauen  sind  von  bestimmten  Berufen  (Armee,  Richterinnen)
ausgeschlossen.

– Frauen benötigten für Arbeit, Reisen und Scheidung das Einverständnis
ihrer Ehemänner, Väter oder Brüder.

– Sie haben faktisch keinen Anspruch auf Sorgerecht.

–  Das  Mindestalter  für  Ehen  und  die  volle  Strafmündigkeit  wurde  bei
Mädchen auf neun Jahre heruntergesetzt, Abtreibungen wurden verboten.

–  Männer  haben  das  „Recht“,  die  sexuelle  Verfügbarkeit  der  Ehefrau
gewaltsam durchzusetzen. Vergewaltigung in der Ehe ist daher legal.

– Geschlechtertrennung wurde in weiten Bereichen des öffentlichen Lebens
eingeführt,  zum  Beispiel  im  Personennahverkehr,  beim  Sport,  in
Bildungsinstitutionen  und  bei  der  Gesundheitsversorgung.

Die meisten dieser Maßnahmen wurden im Zuge der „kulturellen Revolution“
der Mullahs in den Jahren 1980 – 1983 eingeführt, in einer Art konzertierter
Aktion zur Auslöschung aller Errungenschaft der Frauen. Auch wenn einige
wenige  Gesetze  seither  etwas  gelockert  wurden,  blieb  das  System  der
institutionellen Unterdrückung bis heute intakt und stellt einen Eckpfeiler
der klerikalen Diktatur dar.

Diese Form begünstigt  Sexismus und Gewalt  bis  hin zu Femi(ni)ziden in
Familien, in der Öffentlichkeit und durch staatliche Repressionsorgane. So
sind Folter,  Missbrauch und Vergewaltigung von Frauen durch Pasdaran
(Iranische  Revolutionsgrade),  Sittenpolizei  und  andere  Reaktionswächter
weit verbreitet. Im Extremfall wurden Vergewaltigungen vor Hinrichtungen
sogar durch sog. „Zeitehen“ gegen den Willen der Frauen von Geistlichen



legalisiert.

Welche Revolution?
Die Erfahrungen der iranischen Revolution (und eigentlich aller wichtigen
Revolutionen des 20. und 21. Jahrhunderts) zeigen, dass die demokratischen
Forderungen – im Iran insbesondere die nach Gleichheit und Freiheit der
Frauen – untrennbar mit der Klassenfrage verbunden sind.

Wirkliche Befreiung ist für die Frauen (sowie armen Bauern und Bäuerinnen
sowie unterdrückten Nationalitäten) im Rahmen des Kapitalismus im Iran
letztlich  unmöglich.  Ihre  Unterdrückung  mag  unter  einer  anderen
bürgerlichen Herrschaftsform oder einer anderen Elite allenfalls elastischere
Formen annehmen (und selbst das ist keineswegs sicher).

Die Verbesserung der Lage der Massen – und insbesondere der Frauen und
der unterdrückten Nationen – ist unmöglich, ohne die Profite, den Reichtum,
die  Privilegien,  das  Privateigentum  der  herrschenden  Klasse  im  Iran
anzutasten. Umgekehrt kann sich die Arbeiter:innenklasse selbst nur dann
zur wirklich führenden Kraft einer Revolution aufschwingen, wenn sie die
entscheidenden gesellschaftlichen Fragen mit der ihrer eigenen Befreiung,
der  Enteignung  des  Kapitals  und  der  Errichtung  eine  demokratischen
Planwirtschaft verbindet. Ansonsten wird das Proletariat – unabhängig vom
Geschlecht – weiter eine Klasse von Lohnsklav:innen bleiben.

Die  Klärung  dieser  Frage  ist  aber  unbedingt  notwendig,  weil  in  der
iranischen Oppositionsbewegung auch bürgerliche und direkt reaktionäre,
monarchistische Kräfte wirken (inklusive des demokratischen Imperialismus
und  nichtmonarchistischer  Kräfte).  Deren  Programm  besteht  im  Grunde
darin, dass an die Stelle der aktuellen, islamistischen Sklavenhalter:innen
neue,  bürgerliche  und  prowestliche  treten  (wenn  nötig,  im  Bündnis  mit
Teilen des aktuellen Regimes).

Eine  politische  Kraft,  die  hingegen  konsequent  die  Interessen  der
lohnabhängigen  Frauen,  der  Student:innen  und  Arbeiter:innenklasse
insgesamt zum Ausdruck bringt, muss mit allen unterdrückerischen Klassen



und ihren Parteien brechen. Und das heißt zuerst, sie darf ihre Ziele nicht
auf rein demokratische, rein bürgerliche beschränken.

Die Frage von Sieg oder Niederlage ist dabei nicht nur eine des Überlebens
für die iranischen Massen, sondern auch von zentraler Bedeutung für den
Befreiungskampf im gesamten Nahen und Mittleren Osten, vor allem in jenen
Ländern, wo das iranische Regime einen unmittelbar konterrevolutionären
Einfluss ausübt.

Revolutionäre Partei
Eine  solche  Perspektive  und  ein  revolutionäres  Programm,  das
demokratische und soziale Forderungen mit sozialistischen verbindet und in
der  Errichtung  einer  Arbeiter:innen-  und  Bauern-/Bäuerinnenregierung
gipfelt, entsteht nicht von alleine. Sie erfordern eine Kraft, die bewusst dafür
in der Arbeiter:innenklasse, an den Universitäten und Schulen, unter der
Jugend, den Frauen und unterdrückten Nationalitäten kämpft.

Nur  so  kann  der  stetige  Vormarsch  der  Konterrevolution  hier  und  jetzt
gestoppt  werden.  Und  diejenigen,  die  am  beharrlichsten  für  solche
Forderungen kämpfen und dabei nicht nur die Lehren aus den letzten vier
Monaten,  sondern vier  Jahrzehnten ziehen,  sind diejenigen,  die  mit  dem
Aufbau dieser Kraft, einer revolutionären Partei, beginnen können.

In einer Situation, in der die Repression immer erdrückender gerät, ist es
jedoch schwieriger denn je, eine offene Debatte über Strategien zu führen.
Hierbei könnten wohl im Exil Lebende eine wichtige Rolle spielen, doch es
bleibt zentral, dass die linken Organisationen vor Ort sich dieser Debatte
nicht verschließen. Andernfalls verblasst das Potenzial erneut.

Denn klar ist: Nur eine solche Partei wird in der Lage sein, den Kampf unter
allen Bedingungen zu führen, im Untergrund zu operieren, wenn es nötig ist,
und in  Streiks,  Gewerkschaften  und vor  allem in  Massenbewegungen in
Zeiten des Aufschwungs der Kämpfe einzugreifen.



Femizide,  Feminizide  und
kapitalistische Krise
Martin Suchanek (Gruppe Arbeiter:innenmacht, Deutschland)

50.000 oder mehr Femizide registrieren internationale Organisationen und
Forschungsinstitute  jährlich  –  und  dies  umfasst  nur  jene  Morde,  die  in
Partnerschaften oder durch Verwandte verübt wurden, und auch nur jene
Länder, die gesonderte Statistiken überhaupt erstellen. Doch schon diesen
Zahlen zufolge werden weltweit  täglich mehr als  135 Frauen getötet.  In
Deutschland fällt  jeden dritten Tag eine Frau oder  ein  Mädchen diesem
Verbrechen zum Opfer.

Probleme der Erhebung
Schon diese Zahlen sind erschreckend genug. Sie geben jedoch den Umfang
und  damit  das  gesamte  Ausmaß  dieses  extremen  Ausdrucks  der
Unterdrückung aus mehreren Gründen nicht wieder. Erstens umfassen viele
Erhebungen keine trans Personen und andere Menschen mit einer nicht-
binären Geschlechtsidentität.

Zweitens basiert  die Zuordnung zum Femizid oft  auf  einer relativ  engen
Definition, d. h. nur ein Teil der intentionalen Morde oder Todschläge an
Frauen geht in die Statistik ein. Die Zahlen – so auch die oft genannte von
50.000 Femiziden im Jahr 2017 –  beziehen sich in  erster  Linie  auf  eine
bestimmte, in der Tat sehr bedeutende Form des Frauenmordes, den intimen
(innerhalb  einer  Partnerschaft  erfolgenden)  und  verwandtschaftlichen
Femizid (z. B. Ehrenmord). Diese beiden Kategorien machen jedoch selbst
nach  den  Erhebungen  aus  dem  Jahr  2017  nur  etwa  die  Hälfe  aller
vorsätzlichen  Frauentötungen  aus,  also  aller  Verbrechen,  wo  es  eine
bewusste, intendierte Absicht war, eine Frau, ein Mädchen, eine trans Person
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wegen ihres Geschlechts oder ihrer Geschlechtsidentität umzubringen.

Intentionale  Morde  an  Frauen  oder  geschlechtlich  Unterdrückten,  die
außerhalb  dieser  Sphäre  stattfinden  und  mit  der  Durchsetzung
privatkapitalistischer,  neokolonialer oder staatlicher Interessen verbunden
sind, gehen in die Statistiken nicht ein. Eine Reihe linker, antikolonialer und
antiimperialistischer,  feministischer  Autor:innen hat  für  solche  Morde  an
Frauen und LGBTIAQ-Menschen den Begriffe des Feminizides geprägt, um
der Verengung des Blicks auf Femizide im privaten und häuslichen Kontext
entgegenzuwirken.  Wir  verwenden daher  im folgenden Text  die  Begriffe
Femizid und Feminizid in diesem Sinne, wohl wissend, dass eine eindeutige
Zuordnung selbst problematisch ist, wie z. B. das Phänomen der Ehrenmorde
verdeutlicht.  Schließlich  kommt  hinzu,  dass  die  Begriffe  in  der
deutschsprachigen  Literatur  einfach  synonym  verwendet  werden.

Dri t tens  bi ldet  d ie  Kriminalstat ist ik  e ine  Hauptquel le  für
länderübergreifende Vergleiche. Doch diese wird von verschiedenen Staaten
sehr unterschiedlich geführt und Femizide/Feminizide werden oft erst gar
nicht als solche erfasst. Das Ausmaß dieser Form der intentionalen Tötung
von  Frauen  oder  LGBTIAQ-Personen  lässt  sich  schon  deshalb  oft  nur
schätzen. Somit gehen Verbrechen erst gar nicht ein, weil sie nicht erhoben
oder  gar  verschleiert  werden  oder  z.  B.  in  Kriegen  und  Bürgerkriegen
überhaupt keine Erhebungen mehr möglich sind.

Viertens haben nur wenige Länder formale Abkommen zur Bekämpfung von
Femiziden ratifiziert. So wurde z. B. das Übereinkommen des Europarats zur
Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt
(besser  bekannt  als  Istanbuler  Konvention)  nicht  nur  von  der  Türkei
spektakulär aufgekündigt. Zahlreiche europäische Länder haben es erst nach
Jahren (z.  B.  Deutschland und die Schweiz  erst  2017)  ratifiziert.  Andere
Unterzeichnerstaaten  haben  dies  bis  heute  nicht  getan  (Großbritannien,
Lettland,  Litauen,  Tschechien,  Ungarn,  Ukraine,  Moldawien,  Armenien),
womit  das  Abkommen  keine  Rechtsverbindlichkeit  besitzt.  In  Bulgarien
wurde es vom Verfassungsgerichtshof für verfassungswidrig erklärt. Polen
hat seinen Austritt angekündigt, wenn auch noch nicht vollzogen.



Umfang und Vergleich
Trotz dieser Schwierigkeiten wollen wir im Folgenden etwas näher auf die
Zahlen  eingehen.  Dabei  gibt  es  in  Europa  noch  relativ  verlässliche
Statistiken,  was  intime  und  verwandtschaftliche  Femizide  betrifft.  Diese
zeigen ein lang anhaltend hohes Niveau und in einigen Fällen sogar einen
Zuwachs in den letzten Jahren. So stieg die Anzahl in Österreich von 18
(2014), 17 (2015) seit 2016 (28) massiv und hält sich seither über 30 pro Jahr
( 2 0 1 7 :  3 6 ,  2 0 1 8 :  4 1 ,  2 0 1 9 :  3 9 ,  2 0 2 0 :  3 1 )  ( Q u e l l e :
https://www.aoef.at/index.php/zahlen-und-daten).

Weiter unten werden wir uns mit den Ursachen für Femizide und deren
Anwachsen  beschäftigen.  In  jedem Fall  liegt  eine  enge  Verbindung zum
Rechtsruck nahe, der 2017 zur Bildung der ÖVP-FPÖ-Regierung und damit zu
Kürzungen  in  der  Sozialpolitik  führte,  aber  auch  mit  einem  staatlich
sanktionierten  politischen,  gesellschaftlichen  und  ideologischen
frauenfeindlichen  Rollback  einherging.

Für die EU insgesamt lässt sich von 2015 – 2018 ein leichtes Absinken von
Morden an Frauen von 0,75 auf 0,69 je 100.000 Einwohnerinnen feststellen,
allerdings mit bedeutenden Unterschieden zwischen verschiedenen Ländern
(https://appsso.eurostat.ec.europa.eu/nui/submitViewTableAction.do).  Da  es
auch  in  Europa  in  etlichen  Staaten  keine  gesonderten  Statistiken  für
Femizide gibt, muss die Entwicklung der Frauenmorde insgesamt auch als
Indikator für deren Umfang und für einen Vergleich betrachtet werden. Wo
Daten vorliegen, wird immer auch deutlich, dass, global betrachtet, Morde
durch  Partner  und  Verwandte  einen  signifikanten  Anteil  darstellen,  oft
zwischen der Hälfte und einem Drittel.

In Europa bewegen sich Länder wie Italien, Spanien, Schweden oder die
Niederlande über mehrere Jahre bei rund 0,5 Frauenmorden pro 100.000
Einwohnerinnen. Selbst dieser vergleichsweise „niedrige“ Anteil darf aber
nicht vergessen lassen, dass wir in beiden Staaten noch immer von weit mehr
als 100 Morden pro Jahr sprechen! Länder wie Deutschland, Frankreich oder
auch Österreich gehören, betrachten wir den Anteil von Frauenmorden an
der  Bevölkerung,  zum  unrühmlichen  europäischen  Durchschnitt  mit

https://www.aoef.at/index.php/zahlen-und-daten
https://appsso.eurostat.ec.europa.eu/nui/submitViewTableAction.do


Schwankungsbreiten um die 0,6 bis 1 Frau(en) je 100.000 Einwohnerinnen.
Besonders  hohe  Raten  weisen  über  Jahre  hinweg  Länder  wie  Russland,
Lettland, Litauen, Ukraine auf mit 1,5 bis 4 ermordeten Frauen und Mädchen
p r o  1 0 0 . 0 0 0  E i n w o h n e r i n n e n  a u f  ( s i e h e :
https://appsso.eurostat.ec.europa.eu/nui/submitViewTableAction.do  und
https://dataunodc.un.org/content/homicide-country-data).

Weit weniger statistisches Material steht für Asien und Afrika zur Verfügung.
So  f inden  s ich  z .  B .  in  der  UN-Datenbank  zur  Kr iminal i tät
(https://dataunodc.un.org/content/homicide-country-data)  keine  offiziellen
statistischen Berichte aus dem Iran, Pakistan oder der Volksrepublik China,
um nur einige bevölkerungsreiche Staaten zu nennen. Außerdem fehlen auch
hier häufig Differenzierungen zwischen Morden an Frauen im Allgemeinen
und Femiziden durch Partner und Verwandte.  Grundsätzlich weisen aber
viele Länder hohe bis sehr hohe Zahlen auf.  Eine der höchsten weltweit
finden wir in Südafrika: 2018 waren es 2.771 oder 9,46 Frauen pro 100.000
Einwohnerinnen. Indien weist z. B. in den Jahren 2015 – 2020 Raten von 2,47
(2020) bis 2,81 Frauen je 100.000 auf, was rund 17.000 Morden pro Jahr
entspricht.

Vergleichsweise  umfangreiches  Datenmaterial  und  eine  reichhaltige
Literatur  existiert  in  Lateinamerika.  Dies  hat  zwei  Gründe.  Zum  einen
spiegelt es das Ausmaß des Problems wider, zum anderen aber die Existenz
großer und politisch dynamischer Frauenbewegungen auf dem Kontinent, die
seit Jahren den Kampf gegen Gewalt an Frauen ins Zentrum ihrer Tätigkeit
rücken.

Die folgende Statistik gibt die Zahl der Femizide und Feminizide (nicht aller
Frauenmorde)  in  Lateinamerika,  der  Karibik  und  Spanien  im  Jahr  2020
wieder.  Darin  zeigt  sich  ein  besonders  hoher  Anteil  pro  100.000
Einwohnerinnen  in  den  Staaten  Zentralamerikas  und  der  Karibik.  In
absoluten Zahlen springt das schiere Ausmaß der Verbrechen in Brasilien
und Mexiko in Auge.

https://appsso.eurostat.ec.europa.eu/nui/submitViewTableAction.do
https://dataunodc.un.org/content/homicide-country-data).
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Lateinamerika, Karibik und Spanien (19 Länder): Feminizide oder Femizide,
letztes  verfügbares  Jahr  (in  absoluten  Zahlen  und  Werten  pro  100.000
Frauen), Quelle: CEPALSTATS, 2020 (aus: Alejandra Santillana Ortíz, Flora
Partenio und Corina Rodríguez Enríquez, Feministische Überlegungen zur
Gewalt,  Buenos  Aires  2021,  Herausgegeben  von  der  Rosa-Luxemburg-
Stiftung)

Die Broschüre „Feministische Überlegungen zur Gewalt“,  der die Tabelle
entnommen wurde, führt darüber hinaus auch an, dass die Zahl der Morde
wie generell die Gewalt gegen Frauen in der Pandemie deutlich zugenommen
haben:  „Zwischen Januar und Juli  2020 wurden in Mexiko 2.240 Frauen
ermordet, was im Vergleich zum gleichen Zeitraum im Vorjahr 2019 (laut
dem Exekutivsekretariat des Nationalen Systems zur öffentlichen Sicherheit
Mexikos) einen Anstieg von 7,7 % bedeutet; in Ecuador gab es zwischen dem
1. Januar und dem 16. November 2020 insgesamt 101 Femizide (darunter 5
Transfeminizide); in Argentinien belief sich die Zahl auf 168.“ (Feministische
Überlegungen zur Gewalt, S. 46)

Als Ursachen führen die Autorinnen die Isolation der Frauen im privaten
Haushalt während der Lockdowns, aber auch die zunehmende Gewalt gegen
obdachlose,  auf  der  Straße  lebende  Frauen,  Sexarbeiterinnen  und  trans



Menschen an.

Bemerkenswert  an  den  Zahlen  zu  Femiziden  und  Feminziden  in
Lateinamerika und der Karibik ist schließlich auch ein Vergleich zur Lage in
den USA. In den Jahren 2015 – 2020 fielen dort je 100.000 Einwohnerinnen
0,8 bis 0,84 Frauen einem häuslichen oder verwandtschaftlichen Femizid
zum Opfer, allein 2020 waren das 1.420. Pro 100.000 Einwohnerinnen lag die
Zahl der Frauenmorde in diesem Zeitraum konstant über der Zahl 2, betrug
in absoluten Zahlen nie weniger als 3.333 (2015).

Auch wenn Daten bezüglich der Zunahme von Frauenmorden und Femiziden
während  der  Pandemie  bisher  nur  lückenhaft  vorliegen,  so  dürften  die
signifikanten Zunahmen, wie sie sich in Mexiko zeigen, auch für die meisten
anderen Länder und Regionen gelten, vor allem für die halbkoloniale Welt.
Das  legen  andere  Untersuchungen  oder  Belege  für  die  Zunahme  von
häuslicher  Gewalt  nahe,  die  sich  auch  in  der  massiven  Zunahmen  von
Notrufen ausdrückt. Zweitens haben wirtschaftliche Krise und Pandemie in
den Jahren 2020 und 2021 generell die Ursachen von Gewalt gegen Frauen
und von Femiziden verschärft und erstere zugleich stärker an den Haushalt
gefesselt.

Erklärungen und Ursachen
Zu  Recht  verweisen  viele  linke  Feminist:innen  und  Aktivist:innen  der
Frauenbewegung  darauf,  dass  die  Beschränkung  auf  Femizide,
partnerschaftliche  („intime“)  und  verwandtschaftliche  Morde  zwar  eine
erschreckende  und  extreme  Form  häuslicher,  patriarchaler  Gewalt  zum
Vorschein bringt. Betrachten wir jedoch nur diese, verengt dies den Blick.
Ein  beträchtlicher  Teil  intentionaler  Morde  findet  außerhalb  dieser
familiären Sphäre statt.  Dies  betrifft  im Besonderen rassistisch,  ethnisch
oder nationale Unterdrückte und im Allgemeinen Frauen und Mädchen in
den  halbkolonialen,  vom  Imperialismus  ausgebeuteten  Ländern  sowie
Menschen,  die  aufgrund  ihrer  Geschlechtsidentität  marginalisiert  werden.



Familie, Geschlechterrollen, Akkumulation
Doch  betrachten  wir  zunächst  den  intimen,  partnerschaftlichen  oder
verwandtschaftlichen  Femizid.  Er  findet  an  einem  bestimmten
gesellschaftlichen Ort,  im Rahmen einer bestimmten Institution statt:  der
bürgerlichen Familie oder einer ihr ähnlichen Beziehung (z. B. der intimen
Partner:innenschaft). Der Femizid bildet dabei häufig den Endpunkt einer
langen Reihe von „partnerschaftlicher“ Gewalt und Missbrauch. Gewalt und
Unterdrückung  sind  grundsätzlich  der  Familie  inhärent,  sei  es  als
unmittelbares,  „privates“  Verhältnis  zwischen  männlichen  Tätern  und
weiblichen Opfern, sei es als Ort der Vermittlung und Rechtfertigung der
Normen,  Regeln,  moralischen  Werte  und  Geschlechterrollen.  Doch  das
enthebt uns nicht der Notwendigkeit, zwischen der Ausprägung, Form und
Ursache  zwischen  verschiedenen  Klassen  vor  dem  Hintergrund
verschiedener  gesellschaftlicher  und  wirtschaftlicher  Gesamtlagen  zu
unterscheiden.  Nur  so  können  wir  historisch  spezifische  Veränderungen
begreifen  und  den  Kampf  gegen  Femizide  als  extremsten  Ausdruck  von
Gewalt gegen Frauen zielgerichtet führen.

Zunächst unterscheiden sich die Familien verschiedener Klassen. Jene der
herrschenden genießen natürlich das Privileg, dass für sie kein Arbeitszwang
existiert. Alle ihre Mitglieder leben von der Aneignung der Arbeit anderer –
und können auch im privaten Haushalt andere für sich arbeiten lassen.

Für die Arbeiter:innenklasse stellt  sich das grundlegend anders dar.  Der
Mann  oder  Familienvater  fungiert,  jedenfalls  dem  Anspruch  nach,  als
Ernährer,  der den größten Teil  des Haushalts-  oder Familieneinkommens
verdient.  Die  Frau  gilt  als  Hausfrau.  Auch  wenn  diese  bürgerliche
Familienform  für  das  Proletariat  erst  im  Laufe  der  Entwicklung  des
Kapitalismus  etabliert  wurde  und  nie  „rein“  existierte,  wurde  sie  zur
prägenden  ideellen  Form  und  damit  auch  zu  einem  Kern  reaktionärer
Geschlechterrollen. Die Verallgemeinerung dieser Ideologie basiert auf einer
geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung.

Um  relativ  friktionsfrei  und  dauerhaft  auch  in  der  Klasse  der
Lohnabhängigen weltweit etabliert und reproduziert werden zu können, ist



sie  aber  an  einen  bestimmten  Stand  der  Akkumulation  des  Kapitals
gebunden. Nach dem Zweiten Weltkrieg konnte diese Familienform in den
imperialistischen  Metropolen,  in  den  degenerierten  Arbeiter:innenstaaten
und selbst unter den bessergestellten Schichten der Lohnabhängigen in den
Halbkolonien etabliert  werden,  wenn auch oft  nur  ansatzweise.  Zugleich
unterhöhlte die Entwicklung der Kapitalakkumulation auch schon damals die
bürgerliche  Familie,  weil  die  wirtschaftliche  Expansion  auch
Lohnarbeiterinnen  erforderte.

Dies  unterminierte  objektiv  die  Rolle  des  Mannes  und  bildete  eine  der
Ursachen für die Entstehung der zweiten Welle der Frauenbewegung und für
den Kampf um rechtliche Gleichheit sowie für die Thematisierung häuslicher
Gewalt  gegen Frauen und Kinder  ab  Ende der  1960er  Jahre.  Allerdings
fanden  diese  Veränderungen  vor  dem  Hintergrund  einer  expansiven
kapitalistischen Akkumulation statt, die während des sog. langen Booms die
Ausdehnung  des  Konsumfonds  der  Arbeiter:innenklasse  und
Umverteilungsspielräume  ermöglicht  hatte.  Dies  betraf  sowohl
Lohneinkommen und Kaufkraft als auch die Ausdehnung des Soziallohnes
(staatliche Dienstleistungen, Sozialversicherung, sog. Sozialstaat).

Mit der Wende zum Neoliberalismus und der kapitalistischen Globalisierung
und  erst  recht  in  den  letzten  Jahrzehnten  veränderte  sich  das  Bild
grundlegend  –  und  das  noch  einmal  seit  der  globalen  Krise  2008.

Die  Arbeiter:innenklasse  wuchs  zwar  auch  unter  den  Bedingungen  der
strukturellen  Krise  und  der  Überakkumulation  des  Kapitals  weiter.  Das
Wachstum  der  Lohnabhängigen  war  und  ist  jedoch  wesentlich  eines  in
„unsicheren“,  prekären  Verhältnissen  oder  im  informellen  Sektor
beschäftigten Teils.  Das betrifft  in  besonderem Ausmaß den Zuwachs an
lohnarbeitenden weiblichen Arbeitskräften. Zugleich ist für immer größere
Teile der Klasse der Lohn so weit gesunken, dass der Mann längst nicht mehr
alleine die Familien ernähren kann. Die Lohnarbeit der Frau, oft auch der
Kinder wird zur Existenzbedingung der Reproduktion der Klasse – und selbst
dies reicht oft nicht einmal aus.

Hierbei  handelt  es  sich  um  kein  konjunkturelles  Phänomen,  das  mit



Rezessionen kommt und geht. Vielmehr führten massive Veränderungen und
Angriffe  zu  Deregulierung,  Lohnsenkungen,  Privatisierungen  und  zur
Zerstörung von sozialen Sicherungssystemen, um so dem Fall der Profitraten
entgegenzuwirken  und  die  Profite  vor  allem  des  imperialistischen
Finanzkapi ta ls  zu  s ichern .  Dass  immer  größere  Te i le  der
Arbeiter:innenklasse  gezwungen  sind,  ihre  Arbeitskraft  unter  den
Reproduktionskosten zu verkaufen, stellt ein grundlegendes Kennzeichen der
aktuellen Periode dar, vor allem für Lohnabhängige im globalen Süden und
für  rassistisch  unterdrückte  und  migrantische  Arbeitskräfte.  Diese
Entwicklung bedroht jedoch längst auch die Masse der Lohnabhängigen in
den Metropolen und selbst Teile der Arbeiter:innenaristokratie.

Vor diesem Hintergrund können wir verstehen, warum häusliche Gewalt und
Femizide in der gegenwärtigen Periode zunehmen, warum die strukturelle
Krise des Kapitalismus sowie die Ausweitung neokolonialer, imperialistischer
Ausbeutung und rassistischer Unterdrückung diese extremen Ausprägungen
der Unterdrückung verstärken.

Die Krise unterminiert die Rolle des Familienoberhauptes, des männlichen
Ernährers.  Sein  Rollenversprechen,  die  Familie  zu  versorgen,  kann  er,
unabhängig  von  seinem Willen,  nicht  länger  erfüllen.  Anders  als  in  der
Periode realer ökonomischer Expansion, in der die Einkommen der Familie
über das bisherige Niveau und damit die ökonomische Unabhängigkeit der
Frau stiegen, ist mehr und mehr Frauen aus der Arbeiter:innenklasse dieser
Weg unter den Bedingungen einer strukturellen Krise verwehrt.  Sie sind
wirtschaftlich enger an die familiäre Hölle gekettet.

Diese Krise der Familie, aus der es aufgrund sinkender Einkommen und der
Zerstörung  öffentlicher  und  sozialer  Versorgungseinrichtungen  kein
Entkommen gibt, bildet die strukturelle Basis für die Zunahme häuslicher
Gewalt  bis  hin  zum  Femizid  in  der  proletarischen  Familie  oder
Partner:innenschaft.  Während  der  Kapitalismus  die  ökonomischen
Grundlagen der Arbeiter:innenfamilien (und auch jener der armen Bauern
und  Bäuerinnen  und  unteren  Schichten  des  Kleinbürger:innentums)  und
damit  auch  die  damit  einhergehenden  Geschlechterrollen,  die
Charaktermasken  der  Familienmitglieder  unterminiert,  in  die  sie



hineingeboren  und  hinein  sozialisiert  werden,  verunmöglicht  er  eine
Auflösung dieses Widerspruchs. Die bürgerliche Gesellschaft selbst erweist
er sich als größtes Hindernis, diese unhaltbare Form zu überwinden. Einen
fortschrittlichen Ausweg bietet hier nur der Kampf der Lohnabhängigen und
vor allem der proletarischen Frauen. Wo diese Perspektive fehlt, dringt der
Widerspruch, in dem die Familie gefangen ist, in Form „privater“ Gewalt an
die Oberfläche. Der Mord bildet die ultimative, extremste Form, worin der
demoralisierte, in seiner eigenen Rolle versagende Ernährer sich selbst und
seiner Frau noch einmal seine „Überlegenheit“ beweist.

Hier wird deutlich, wie eng der Kampf gegen Femizide und häusliche Gewalt
mit der kapitalistischen Krise zusammenhängt – und warum dies besonders
die  ärmsten,  am stärksten  unterdrückten  und  ausgebeutetsten  Teile  der
Arbeiter:innenklasse  betrifft.  Die  barbarisierenden  Tendenzen  der
gegenwärtigen strukturellen Krise manifestieren sich auch in der Zunahme
von  Femiziden.  Die  Krise,  die  wesentlich  auch  eine  Krise  der
Reproduktionsbedingungen der Klasse ist, befördert natürlich die Zunahme
von Gewalt und ihrer Extremform, von Chauvinismus und Sexismus. Dies
stellt  jedoch keinen Automatismus dar,  der unabhängig von Bewusstsein,
vom Organisationsgrad und der Mobilisierung der Arbeiter:innenklasse vor
sich  geht.  Ob  sich  die  reaktionären  Tendenzen  durchsetzen,  ob  sie  zur
Vertiefung  der  Spaltung  innerhalb  der  Arbeiter:innenklasse  und  der
Unterdrückten führen, hängt wesentlich davon ab, ob es gelingt, die Klasse
im Kampf gegen Femizide und ihre tieferen gesellschaftlichen Ursachen zu
vereinen.

Liberalismus und Rechtsruck
Der  Kapitalismus  erzeugt  nicht  nur  die  prekären  Verhältnisse,  er  wirkt
zugleich als Brandbeschleuniger – und zwar nicht nur beim Abbau sozialer
Leistungen und bei der immer weiteren Durchsetzung neoliberaler Angriffe.

Für den „demokratischen“, liberalen Flügel der Bourgeoisie und große Teile
des  bürgerlichen,  westlichen  Feminismus’  erscheint  die  Zunahme  von
Femiziden  und  häuslicher  Gewalt  vor  allem  als  ein  Phänomen  der
Rückständigkeit der Männer. Unbestreitbar lässt sich dies bei den Motiven



der einzelnen Täter erkennen. Das Problem des bürgerlichen Feminismus
besteht jedoch darin, diese Rückständigkeit bis hin zum offenen Frauenhass
nicht als Resultat gesellschaftlicher Verhältnisse zu begreifen, sondern als
individuelle Eigenschaft  und persönlichen Mangel an Bildung, Aufklärung
und  „Kultur“.  Als  Täter  und  Tatorte  erscheinen  daher  vorzugsweise
„verrohte“,  proletarische  oder  subproletarische  Männer  und  angeblich
„rückständige“  Länder  und  Glaubensgemeinschaften.

Daher präsentieret liberaler, bürgerlicher Feminismus westliche Demokratie
und  Marktwirtschaft  als  Lösung  zur  Bekämpfung  von  Femiziden.  Er
individualisiert  dabei  im Grunde das  Problem.  Der  Femizid  erscheint  als
individuelle Gewalttat. Natürlich ist er auch immer eine solche. Dies leugnen
weder  Marxist:innen  noch  linke  Feminist:innen.  Aber  der  wesentliche
Unterschied besteht darin, dass es diesen darum geht, nicht nur den Blick
auf  die  einzelne  Tat  zu  richten,  sondern  auf  den  gesellschaftlichen
Gesamtzusammenhang.

Dieser  wird  von  bürgerlich-liberalen  oder  selbst  von  bürgerlich-
reformistischen Kräften allenfalls als zusätzlicher Nebenfaktor in Betracht
gezogen, in der Regel ausgeblendet. Und das aus gutem Grund. Würden die
gesellschaftlichen Ursachen betrachtet, so müssten auch die Profiteur:innen
dieser Verhältnisse, die großen (und auch kleineren) Ausbeuter:innen, vor
allem  aber  die  großen  kapitalistischen  Konzerne,  ihre  Regierungen  und
Institutionen, die für die Verelendung der proletarischen Männer und Frauen
verantwortlich  sind,  ins  Visier  genommen  werden.  Da  der  bürgerliche,
l ibera le  Femin ismus  jedoch  se lbs t  au f  dem  Boden  d ieser
Ausbeutungsverhältnisse  und  imperialistischen  Ordnung  steht,  also  den
Klassenstandpunkt  des  Kapitals  einnimmt,  muss  er  sich  notwendig  als
unfähig erweisen,  die  tieferen Ursachen von Femiziden zu begreifen.  Im
Gegenteil: Er muss letztlich jene gesellschaftlichen Verhältnisse beschönigen
und verteidigen, die immer wieder erst systematische Gewalt gegen Frauen
und Femizide hervorbringen.

Doch damit nicht genug. Im Zuge der Krise und Unterminierung der Familien
und  ihrer  Rollenbilder  tritt  auch  eine  reaktionäre,  bürgerliche  und
kleinbürgerliche Gegenoffensive als Teil  eines generellen Rechtsrucks auf



den Plan.

Von dieser geht zwar in der Regel niemand so weit, individuelle Femizide
offen  zu  rechtfertigen.  Wohl  aber  verklären  Rechte  und  reaktionäre,
antifeministische Kräfte sie zur Reaktion auf die Zerstörung der angeblich
natürlichen Rolle des Mannes (und der Frau). „Feminismus“, „Genderwahn“,
feministische  und Frauenbewegungen sowie  der  Queer-Aktivismus  hätten
gewissermaßen  die  natürliche  Ordnung  der  Dinge  zerstört,  würden  die
„normalen“ Männer (und Frauen) unterdrücken und an den Rand drängen,
die an ihren tradierten Normen, ihrer Arbeitsteilung, Lebensweise samt einer
gewissen Dosis Machismus und Sexismus festhalten wollten.

Diese Ideologie, dieses „Narrativ“ stellt die Realität nicht nur auf den Kopf.
Sie blendet zugleich auch die wirklichen Ursachen für die Unterminierung
der bürgerlichen Familien durch Kapital, Markt und Konkurrenz aus. Auch
das ist  kein Zufall.  Verschiedenste rechtspopulistische, rechtskonservative
und  rechtsextreme  Kräfte,  ob  nun  Trump  oder  Bolsonaro,  AfD,  FPÖ,
Identitäre  oder  reaktionäre  Islamisten,  vertreten  einen  aggressiven
Antifeminismus. Zugleich verteidigen sie die Marktwirtschaft – und sei es in
einer  idealisierten,  kleinbürgerlichen,  nationalistischen  oder  völkischen
Version.

Die durchaus reale Krise der Familie und damit verbundene Unterhöhlung
der  tradierten  Geschlechterrollen  werden  nicht  als  Resultat  der
Entwicklungslogik des Kapitalismus begriffen. Sie erscheinen vielmehr als
Ausdruck des Angriffs auf das natürliche, vorgeblich harmonische Verhältnis
zwischen Mann und Frau. Der Femizid wird folglich als allenfalls tragisches
Resultat  des  „widernatürlichen“  Angriffs  auf  eine  angeblich  natürliche
Ordnung  verstanden,  ja  letztlich  entschuldigt.

Die  reaktionäre  Kur  ist  auch einfach:  Rückkehr  zur  tradierten Ordnung!
Würden sich Frauen gemäß ihrer natürlichen Rolle verhalten, gebe es, dieser
Sicht zufolge, auch keinen Grund mehr für Männer, auszurasten oder ihre
Liebste in Rage zu bringen.

Ergänzt wird dieses Narrativ  v.  a.  im Westen durch einen guten Schuss



Rassismus,  indem  zwischen  Femiziden  von  Männern  der  eigenen
imperialistischen  Nation  und  jenen  der  „rückständigeren“  Völker
unterschieden  wird.  Unter  weißen  deutschen  oder  US-Amerikaner:innen
stellt  demzufolge  der  Femizid  letztlich  die  Tat  eines  Einzeltäters,
vorzugsweise  aus  „zerrütteten“,  asozialen  Verhältnissen  dar.  Der  gute
Deutsche behandelt seine Frau trotz ständigen feministischen Kulturkrieges
und  Genderwahns  gut.  Solche  moralische  Höhe  attestiert  die  politische
Rechte freilich nur der herrschenden Nation. Bei migrantischen Männern,
Schwarzen oder Muslimen liegt die Sache anders. Sie mordeten, weil sie
rückständig  und  letztlich  Menschen  2.  Klasse  seien.  Dieser  Rassismus
verträgt sich nicht nur gut mit Imperialismus und Sozialchauvinismus. Er
bildet  zugleich  eine  ideologische  Brücke  zu  bürgerlich-feministischen
Kräften.

Die  rechten  Strömungen  begnügen  sich  freilich  längst  nicht  damit,
reaktionäres  Gedankengut  zu  verbreiten und ebensolche Forderungen zu
stellen.  Sie  verklären  und  verharmlosen  nicht  nur  die  Ursachen  von
Femiziden.  Sie  begünstigen  diese  aktiv,  indem  sie  ein  entsprechendes
politisch-ideologisches  Klima  schaffen.  Indem  sie  das  patriarchale
Familienoberhaupt, dessen reaktionäre, unterdrückerische Rolle durch den
Kapitalismus  selbst  unterminiert  wird,  zu  einem  „Opfer“  stilisieren,
proklamieren sie zugleich deren Wiederherstellung als zentrales Ziel. Damit
nehmen sie nicht  nur in Kauf,  dass manche Männer dies als  zusätzliche
Rechtfertigung ansehen, die Wiederherstellung der „Ordnung“ in die eigene
Hand zu nehmen. Sie agieren auch als Bewegung, die sich den Rollback von
Frauenrechten  auf  ihre  Fahnen  schreibt  und  aggressiv  durchzusetzen
versucht.  Darüber  hinaus  begünstigen  etliche  dieser  Bewegungen  direkt
bestimmte  Formen  von  Femiziden,  die  außerhalb  der  Sphäre  von
Partnerschaft,  Familie  und  Verwandtschaftsbeziehungen  stattfinden.

Feminizide  im  Herrschafts-  und
Kapitalinteresse
Bisher  haben  wir  uns  mit  partnerschaft l ichen,  int imen  und
verwandtschaftlichen Femiziden beschäftigt. Dabei ist der Täter in der Regel



männlich, steht zum Opfer in einer persönlichen Beziehung. Der Täter will
seine  Tat  nicht  öffentlich  zur  Schau stellen,  sondern hofft  vielmehr,  der
Strafverfolgung  zu  entkommen.  Phänomene  wie  Ehrenmorde,  die  in  der
Regel dieser Form von Femiziden zugerechnet werden, stellen in gewisser
Hinsicht ein Übergangsphänomen dar, als die Täter keineswegs Partner des
Opfers  sein  müssen und ein,  wenn auch tradierter  Zweck verfolgt  wird,
nämlich die „Ehre“ der Familie auch öffentlich wiederherzustellen. Darüber
hinaus  verfolgt  das  aber  keinen  ökonomischen  oder  herrschaftlichen
Anspruch.

Diese  Form  der  Frauenmorde  bildet  aber  nur  einen  großen  Teil  aller
Femizide/Feminizide. Einen zweiten, großen Bereich stellen solche dar, die
zur  Durchsetzung  eines  Ausbeutungs-  und/oder  Herrschaftsinteresses
außerhalb der Familie,  Parter:innenschaft  oder Verwandtschaftsbeziehung
begangen werden.

Zu Feminiziden,  die mit  direkt  ökonomischen Interessen verbunden sind,
gehören beispielsweise Gewalt  und Ermordung von Frauen im Zuge von
Frauenhandel  und  Zwangsprostitution.  Frauen  oder  trans  Personen  wird
Gewalt bis zum Feminizid angetan, um ein Zeichen an andere zu senden. Wer
sich  gegen Verschleppung und Versklavung wehrt,  muss  damit  rechnen,
getötet zu werden. Der Mord ist also eine Botschaft an weitere potentielle
Opfer, die für einen ökonomischen Zweck gefügig gemacht werden sollen –
die  Bereicherung  des  Zuhälters,  anderer  Krimineller  und  illegaler
Geschäftemacher:innen, die daraus Profit schlagen und die Prostitution und
den  Frauenhandel  kontrollieren.  Es  gehört  damit  zum  Zweck  dieser
Feminizide,  dass  die  Täter,  wenn  schon  nicht  persönlich,  so  doch  als
zuordenbare Gruppe anderen bekannt sind.  Die Einschüchterung anderer
funktioniert  schließlich nur,  wenn potentielle  Opfer wissen,  wer über sie
Macht ausübt und durchsetzen kann.

Diese  betrifft  auch  weitere  Kapitaloperationen.  So  dienen  Feminizide
beispielsweise  auch  als  Mittel  zur  Aneignung  von  Land  indigener  oder
agrarischer  Gemeinden  durch  das  Agrobusiness  oder  extraktive
Unternehmen  in  Lateinamerika  oder  Afrika.  Vergewaltigungen  oder  der
Mord an Frauen soll in diesen Fällen der Gemeinde, den zu Vertreibenden



vor  Augen  führen,  dass  jeder  Widerstand  mit  äußerst  brutaler  Gewalt
niedergeschlagen wird, dies auch allen anderen droht. Die Täter führen so
den  Unterdrücken  ihre  Ohnmacht  vor,  knüpfen  an  einer  patriarchalen
Rollenverteilung an, indem sie auch den männlichen Mitgliedern des Dorfes
oder der indigenen Gemeinde deutlich machen, dass sie nicht einmal in der
Lage sind, „ihre“ Frauen zu schützen. Diese Form des Feminizids weist eine
lange, koloniale Geschichte auf, die sich heute immer wieder in neokolonialer
und imperialistischer Ausbeutung fortsetzt. Mögen die Täter auch gedungene
Mörder sein, so agieren sie nicht auf eigene Rechnung, sondern im Auftrag
einer bestimmten Kapital- und Unternehmensgruppe, eines Grundbesitzers,
eines multinationalen Konzerns oder von deren Mittelsmännern.

Weniger direkt, aber nichtsdestotrotz auf die Durchsetzung einer sozialen
und ökonomischen Stellung bezogen sind Feminizide durch kriminelle Gangs,
beispielsweise  wenn es  um die  Kontrolle  eines  Stadtviertels  geht.  Diese
verfolgen damit einen wirtschaftlichen Zweck. Der öffentliche Mord dient der
Abschreckung.

Eine  weitere  Form  des  öffentlichen  Feminizids  stellt  die  Zunahme  von
Hexenmorden  in  einigen  Ländern  Afrikas  und  Indien  dar.  Um  sich  das
Eigentum einer zumeist älteren, verwitweten Frau anzueignen, wird diese –
in einigen Ländern Afrikas mit Zutun von evangelikalen Sektenführern – der
Hexerei beschuldigt und mit dem Tod bestraft. Das Eigentum der Frau (z. B.
Grund und Boden) geht nach der Tat an jüngere Angehörige oder an lokale
Unternehmer  über,  die  dieses  anderweitig  nutzen  wollen,  für  eine
Produktion,  die  weniger  auf  Selbstversorgung,  sondern einen städtischen
oder  globalen  Markt  ausgerichtet  ist.  Auch  in  diesem  Fall  erfolgt  der
Feminizid öffentlich, als Resultat einer (illegalen) Anklage, die von einem
reaktionären Mob getragen wird. Er wird in der Regel öffentlich vollzogen.

Bei all diesen Formen ist nicht nur eine enge Verbindung zu Geschäfts- und
Kapitalinteressen feststellbar, sondern oft auch zu staatlichen Institutionen
wie der Polizei – sei es, indem diese selbst in unterdrückten Gemeinden ihre
Stellung  durch  Mord  zu  unterstreichen  sucht  oder  Feminizide  an
Marginalisierten,  Sexarbeiter:innen,  trans  Personen  oder  schwarzen  und
migrantischen Menschen nicht oder nur am Rande verfolgt.



Wie  beim  Mord  durch  die  Bande  ist  der  Feminizid  hier  eng  mit  der
Etablierung  der  gewalttätig  oder  auch  ideologisch  abgesicherten
Vorherrschaft  der  Täter  über  eine  bestimmte  Gemeinschaft  verbunden.

Darüber  hinaus  finden  wir  indirekte  oder  direkte  Formen  staatlich
sanktionierter  Feminizide.  Dazu gehören entweder durch reaktionäre,  oft
religiöse Institutionen und Kräfte forcierte öffentliche Tötungen von Frauen –
z. B. Steinigung durch islamistische Mobs, aber auch Hexenverbrennungen,
die von evangelikalen Fundamentalisten oder Hinduchauvinisten ermutigt
werden.  Anderer  Formen  bilden  Vergewaltigungen  und  Feminizide  an
national  oder  religiös  unterdrückten Frauen,  z.  B.  an Muslima in  Indien
durch rechte und protofaschistische Hindufundamentalisten. In bestimmten
Fällen  kann  die  Todesstrafe  ein  Feminizid  sein,  z.  B.  eine  öffentliche
Steinigung. In all diesen Fällen findet die Tat offen und öffentlich statt. Die
Täter bilden eine reaktionäre, aggressive und mörderische Masse oder eine
jubelnde Menge bei einer staatlich inszenierten Hinrichtung.

In  diesen  Fällen  bildet  der  Feminizid  ein  Element  zur  Sicherung  von
Herrschaft, sei es, um durch die Mobilisierung einer kleinbürgerlichen Masse
die  politischen  und  gesellschaftlichen  Gegner:innen  einzuschüchtern  und
eine  erzreaktionäre  politisches  Kraft  an  die  Macht  zu  bringen  oder  ein
bestehendes Regime durch ritualisierten Mord zu festigen.  Die sicherlich
brutalste  und  extremste  Form  stellen  dabei  Vergewaltigung,  Folter  und
Frauenmord als gezielt eingesetztes Mittel im Krieg und Bürger:innenkrieg
dar.

Die  Verknüpfung  von  Feminiziden  mit  Kapitalinteressen  und  staatlichen
Institutionen erklärt auch, warum zu diesen viel weniger verlässliche Zahlen
vorliegen. Die Veröffentlichung von Berichten und Zahlen ist selbst oft erst
das  Resultat  von  Kämpfen  und  durch  Bewegungen  erzwungene/n
öffentliche/n Untersuchungen. Das 2021 erschienene Buch „Feminizide and
global  accumulation“  dokumentiert  exemplarisch  wichtige  Beispiele  und
Kämpfe, die auf einer internationalen feministischen Konferenz dargestellt
und  diskutiert  wurden.  Dass  diese  Frauenmorde  überhaupt  erst  ins
öffentliche Bewusstsein gelangen, als solche „anerkannt“ werden müssen,
verdeutlicht, wie hartnäckig gerade der Feminizid im Interesse von Kapital



und reaktionären Kräften politisch tabuisiert wird.

Folgerungen und Programm
Der Kampf gegen Femizide, Feminizide und deren Ursachen stellt eindeutig
eine zentrale Aufgabe im Kampf gegen Frauenunterdrückung weltweit dar.
Zweifellos bildet dabei der Kampf um die Ächtung dieser Morde, was in
vielen Ländern schon mit dem um die öffentliche Anerkennung ihrer Existenz
beginnt, einen unerlässlichen Ausgangspunkt. Femizide, ihr Ausmaß und ihre
Ursachen dürfen nicht nur nicht relativiert  oder weggeredet werden,  sie
müssen  vielmehr  in  ihrer  gesamten  Dimension  oft  überhaupt  erst  ins
Bewusstsein  der  Öffentlichkeit  und  das  heißt  vor  allem  auch  der
Arbeiter:innenklasse gerückt werden. Damit verbunden stellt auch der Kampf
um die effektive Verfolgung dieser Straftaten einen wichtigen Bezugspunkt
dar.

Vom Standpunkt der Arbeiter:innenklasse geht es dabei  jedoch nicht um
möglichst  drakonische  Strafsysteme,  wohl  aber  darum,  dass  Täter  nicht
straflos davonkommen dürfen oder bei sexistischer und rassistischer Polizei
und Gerichten recht milde Behandlung finden. Daher treten wir dafür ein,
dass Untersuchungen von Femiziden unter Kontrolle von Frauenorganisation
durchgeführt, Richter:innen von Frauen, also potentiellen Opfern, gewählt
werden  und  mindestens  die  Hälfte  aus  Frauen  besteht.  Zugleich  muss
sichergestellt werden, dass vor allem Frauen aus der Arbeiter:innenklasse,
der Bauern-/Bäuerinnenschaft,  von rassistisch und national Unterdrückten
voll repräsentiert sind.

Nicht weniger wichtig ist der Schutz möglicher Opfer und die Prävention.
Dazu gehören dringende Sofortmaßnahmen wie  der  massive  Ausbau von
möglichen Schutz- und Rückzugsräumen für Frauen, deren Kinder und für
geschlechtlich Unterdrückte, also Bau und Errichtung von Frauenhäusern,
die  vom  Staat  finanziert  und  unter  Kontrolle  von  Frauenorganisationen
selbstverwaltet betrieben werden.

Diese Forderungen dienen letztlich den Frauen aller Klassen, vor allem aber
natürlich  jenen  aus  der  Arbeiter:innenklasse  und  der  Bauern-



/Bäuerinnenschaft.

Der Kampf gegen Femizide muss darüber hinaus aber auch mit dem zur
Sicherung der  Reproduktion  der  Arbeiter:innenklasse  und Unterdrückter,
von  Indigenen  oder  Minderheiten  gemeinsam  mit  letzteren  verbunden
werden. Die zunehmende Verarmung und Verelendung breiter Schichten, die
Ausbreitung von Arbeitsbedingungen und Löhnen, die die Existenz immer
weniger sichern, bedeuten, dass der Kampf gegen Femizide wie überhaupt
gegen jede Form der häuslichen Gewalt eng verbunden werden muss mit
dem gegen Armutslöhne, informelle und Kontraktarbeit, Tagelöhnerei und
die  Zerschlagung  sozialer  Sicherungssysteme.  Daher  fordern  wir
Mindestlöhne,  die  die  Existenz  sichern  und  an  die  Inflation  angepasst
werden; die Abschaffung aller informellen und prekären Beschäftigung und
ihre  Umwandlung  in  tariflich  gesicherte,  von  den  Gewerkschaften  und
Arbeiter:innenkomitees kontrollierte; Arbeitslosen-, Krankengeld und Renten
in der Höhe des Mindestlohns; ein Programm öffentlicher, gesellschaftlich
nützlicher  Arbeiten,  das  den  massiven  Ausbau  von  Kitas,  Schulen,
öffentlichen Betreuungseinrichtungen, Krankenhäusern, der Altenpflege, von
Kantinen und anderen Einrichtungen zur Vergesellschaftung der Hausarbeit
inkludiert.

Diese Forderungen richten sich gegen das Kapital  als Klasse und stehen
grundsätzlich  im  Interesse  aller  Unterdrückten,  unabhängig  von  ihrem
Geschlecht. Dennoch wäre es mechanisch und naiv, dass die proletarischen
Männer in ihre Gesamtheit automatisch auf ihre Privilegien verzichten oder
sexistische Verhaltens- und Denkweisen, die eng mit ihrer Geschlechterrolle
verbunden sind, ablegen würden. Die proletarischen Frauen müssen daher
das Recht haben, innerhalb der Arbeiter:innenbewegung eigene Treffen zu
organisieren, um den Kampf voranzutreiben und männlichen Chauvinismus
zu bekämpfen.  Sie  müssen eine proletarische Frauenbewegung um diese
Kämpfe aufbauen, um so Rückständigkeit und Chauvinismus zu bekämpfen,
aber  auch  die  Führung  im  Kampf  um  die  Befreiung  der  Frauen  aller
unterdrückten Schichten einzunehmen.

Diese vier Punkte bezogen sich vor allem auf den Kampf gegen intime und
verwandtschaftliche Femizide und ihre gesellschaftlichen Ursachen. Wie wir



gerade aus den beiden letzten Kapiteln ersehen, sind sie eng mit dem Kampf
gegen  kapitalistische  Ausbeutung  verbunden.  Dies  trifft  ebenso  auf  den
Kampf gegen Feminizide im Herrschaft- und Kapitalinteresse zu.

Da  hier  die  Auftraggeber  der  Morde  oft  auch  ökonomische  Interessen
verfolgen (Ausbeutung bestimmter Arbeitskräfte, gewaltsame Aneignung von
Ressourcen wie Grund und Boden) steht  der Kampf auch hier im engen
Zusammenhang mit der Frage nach Kontrolle ökonomischer Ressourcen und
des Eigentums.

Während die Täter beim Frauenmord in familiärem oder partnerschaftlichem
Kontext einzelne Individuen oder kleine Gruppen sind, repräsentieren sie bei
der  zweiten  Form  der  Feminizide  eine  gesellschaftliche  Kraft,  in  deren
Interesse sie agieren – z. B. eine bestimmte Sorte von Unternehmen, eine
reaktionäre  Bewegung.  Um  solchen  Kräften  entgegentreten  zu  können,
bedarf  es  einer  organisierten,  von  Massen  oder  Massenorganisationen
getragenen  Selbstverteidigung,  letztlich  des  Aufbaus  von  bewaffneten
Milizen  der  Arbeiter:innen  und  Unterdrückten.

Die Verhinderung des Feminizids erfordert  den Aufbau von Organen der
Gegenmacht  –  und  wirft  somit  die  Machtfrage  selbst  auf.  Dies  betrifft
letztlich auch die Frage der Sicherung der Reproduktionsbedingungen der
Gesamtklasse  wie  der  Enteignung  von  Kapital  oder  großer,  illegaler
Geschäftemacher, die systematisch in Frauenmorde verwickelt sind. Um die
Verelendung der Klasse zu verhindern, können Reformen im Interesse der
Arbeiter:innenklasse  nur  eine  vorübergehende  Besserung  schaffen.  Um
Banden der Großgrundbesitzer, rechtspopulistischer oder protofaschistischer
Kräfte  des  Handwerk  zu  legen,  müssen  wir  Mittel  des  Klassenkampfes
einsetzen,  die  notwendigerweise  die  Machtfrage aufwerfen.  Einmal  mehr
zeigt sich, dass der Kampf gegen Frauenunterdrückung in all ihren Formen
untrennbar mit dem gegen den Kapitalismus verbunden ist.



Frauen  und  Afghanistan:
Widerstand  gegen  Islamismus
und Imperialismus
Martin Suchanek (Gruppe Arbeiter:innenmacht, Deutschland)

Die  Niederlage  und  der  schmachvolle  Abzug  der  imperialistischen
Besatzungstruppen in Afghanistan haben die Taliban wieder an die Macht
gebracht. Die Niederlage der USA, der NATO und ihrer Verbündeten wie der
Bundesrepublik  offenbarte  nicht  nur  den  reaktionären  Charakter  dieser
Herrschaft  –  sie  offenbarten  zugleich  auch,  dass  es  sich  bei  deren
angeblichen Fortschritten weitgehend um Fiktionen handelte. Das Regime
Ghani  verfügte  im  eigenen  Land  über  keine  wirkliche  Machtbasis.  Die
imperialistische Besatzung, die weitere 20 Jahre Bürger:innenkrieg brachte
und Zehntausenden Menschen durch US-  und NATO-Bombardements das
Leben kostete, stützte sich im Wesentlichen auf Besatzungstruppen, einen
korrupten  Staatsapparat  und  eine  Allianz  mit  reaktionären  Eliten  und
Warlords.

Kein  Wunder,  dass  diese  Herrschaft  von  der  Masse  der  Afghan:innen,
insbesondere der ländlichen Bevölkerung immer als das empfunden wurde,
war sie war: ein Besatzungsregime.

Seit der Machtübernahme der Taliban hat sich die Lage jedoch längst nicht
stabilisiert.  Unter  US-Herrschaft  wurde  die  Wirtschaft  des  Landes  im
Wesentlichen  von  westlichen  Geldgeber:innen  am  Leben  gehalten.  Den
einzigen profitablen  Exportsektor  des  Landes  stellte  der  formell  illegale,
faktisch jedoch immer tolerierte Drogenhandel dar. Dessen Profite eigneten
sich natürlich nicht die Bauern/Bäuerinnen und Landarbeiter:innen auf den
Mohnfeldern, sondern Mittelsmänner und Warlords an.

Nachdem  die  westlichen  Besatzer:innen  zum  Abzug  gezwungen  worden
waren, überließen sie das Land den Taliban. Die Geld- und Devisenreserven
des Landes beschlagnahmten jedoch die USA, um so ein Milliarden US-Dollar
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schweres Druckmittel gegenüber dem neuen Regime zu behalten und dieses
ökonomisch zu destabilisieren,  nachdem sie  die  Kontrolle  über das Land
verloren hatten.

Damit trägt der westliche Imperialismus selbst bis heute wesentlich zum
faktischen Zusammenbruch der afghanischen Wirtschaft bei und zu einer
humanitären Katastrophe, die für Hundertausende, ja Millionen Afghan:innen
eine tödliche Gefahr darstellt  und sie mit dem Hungertod oder Erfrieren
bedroht. Mit der Wirtschaft und der Versorgung lebensnotwendiger Güter
brach zugleich das Gesundheitssystem zusammen. Millionen sind zur Flucht
in die Nachbarländer gezwungen, vor allem nach Pakistan und in den Iran.

Dabei  könnten  die  USA  und  ihre  Verbündeten,  die  für  die  gesamte
Katastrophe  wesentlich  verantwortlich  sind,  durch  die  Freigabe  von
Milliarden US-Dollar die Hungersnot und den Mangel an lebenswichtigen
Gütern  seit  Monaten  lindern.  Für  sie  sind  Millionen  afghanische
Arbeiter:innen, Bauern/Bäuerinnen und selbst die Mittelschichten jedoch nur
Marionetten,  deren  Leben  nichts  zählt,  wenn  es  um  geostrategisches
Kleingeld geht und darum, den Taliban Zugeständnisse bei der Neuordnung
des Landes abzuringen.  Auch China und Russland halten sich,  wie nicht
anders  zu  erwarten,  mit  humanitärer  Hilfe  vornehm  zurück.  Millionen
Afghan:innen werden so in die Flucht getrieben, sei es im eigenen Land, sei
es in Nachbarländer wie Pakistan oder den Iran. Der Westen nimmt allenfalls
einige  Tausend ehemalige  Beschäftigte  der  Besatzungsarmeen auf  –  und
selbst  diese  werden  zumeist  im  Stich  gelassen.  Für  die  Masse  der
Afghan:innen gibt es keinen Weg nach Europa oder in die USA. Und wer es
dennoch schaffen sollte, dem/r droht die Abschiebung.

Die  ökonomische Krise  bedeutet  jedoch,  dass  die  Taliban bis  heute  ihre
Herrschaft im Land nicht vollständig etablieren und durchsetzen konnten. In
etlichen Regionen und Provinzen müssen sie sich auf traditionelle Eliten und
Strukturen stützen. In manchen wird ihre Macht von noch reaktionäreren
islamistischen  Kräften  herausgefordert,  die  dem  sog.  Islamischen  Staat
politisch-ideologisch nahestehen.

Frauen sind von der ökonomischen Krise besonders hart betroffen, weil sie in



der Öffentlichkeit weniger bewegen und bis auf wenige Bereiche faktisch von
der Lohnarbeit ausgeschlossen sind.

Unterdrückung und Widerstand
Doch viele Frauen sind selbst unter der Herrschaft der Taliban nicht bereit,
sich als Opfer widerstandslos zu fügen. Im Gegenteil. Sie widersetzen sich
unter diesen Bedingungen und trotz zügelloser Repression, die das eigene
Leben  kosten  kann.  Proteste  ohne  Genehmigung  der  Regierung  werden
verboten  und  Journalist:innen  festgenommen,  von  denen  viele  schwer
verprügelt wurden, sodass sie ins Krankenhaus mussten. Und dies sind nur
einige gut dokumentierte Fälle der Repression.

Die Taliban behaupten zwar, sich für die Rechte der Frauen einzusetzen,
aber  alle,  mit  Ausnahme  derjenigen  im  öffentlichen  Gesundheitswesen,
wurden  aufgefordert,  nicht  zu  arbeiten,  bis  sich  die  Sicherheitslage
verbessert habe. Die gleiche Ausrede wurde in den 1990er Jahren benutzt,
um  Frauen  von  der  Teilnahme  am  öffentlichen  Leben  fernzuhalten.
Außerdem haben die Taliban den Frauen erneut eine strenge reaktionäre
Kleiderordnung  auferlegt,  die  das  Tragen  von  Kopfbedeckungen  und
Gesichtsschleiern  wie  Hidschab  und  Niqab  vorschreibt.  Weiterführende
Schulen  für  Mädchen wurden geschlossen.  Längere  Wege dürfen  nur  in
männlicher Begleitung zurückgelegt werden.

Als  Reaktion  auf  die  zunehmende Zahl  von Protesten haben die  Taliban
erklärt,  dass  Demonstrantinnen  nicht  nur  eine  Genehmigung  des
Justizministeriums einholen,  sondern die Sicherheitsdienste auch Ort  und
Zeit des Protests und sogar die Verwendung von Transparenten und Slogans
genehmigen müssen.

Frauen, die gegen die Talibanherrschaft protestieren, wurden angehalten,
mit Peitschen geschlagen und mit Elektrostöcken geprügelt.  Mit scharfen
Salven, die angeblich über Menschenmengen in die Luft geschossen wurden,
sind bereits im September 2021 drei Menschen getötet worden. Die Frauen
wurden  nicht  nur  mit  Namen  beschimpft,  deren  Wiederholung  sie  als
beschämend empfinden, sondern es wurde ihnen auch gesagt,  sie sollten



nach Hause gehen, weil dies „ihr Platz“ sei. Dennoch protestieren die Frauen
weiter, und zwar nicht nur gegen die Taliban, sondern oft auch gegen ihre
Familien.

Bisher wurden die meisten Proteste von jungen Frauen und auch Männern
angeführt,  die  vor  allem aus  der  Mittelschicht  stammen und beschäftigt
sind/waren.  Sie  zeigen,  wie  sich  die  Urbanisierung  unter  der
imperialistischen Besatzung auf Afghanistan ausgewirkt hat. Die 20 Jahre der
Besatzung und des Krieges haben es einem Teil der jungen Afghan:innen
ermöglicht, das Leben in den Städten mit gewissen Freiheiten zu erleben.
Für  sie  würde  die  Herrschaft  der  Taliban  bedeuten,  dass  sie  in  eine
Gesellschaft gezwungen werden, die sie nie gekannt haben und in der sie die
begrenzten „Privilegien“ verlieren,  zu arbeiten und am gesellschaftlichen
Leben  teilzunehmen.  Insbesondere  junge  Frauen,  die  in  den  Städten
aufgewachsen  sind,  sind  dazu  nicht  bereit.

Dies  wurde  von  Mitgliedern  der  Revolutionären  Vereinigung  der  Frauen
Afghanistans  (RAWA)  bei  einer  Protestaktion  in  Balkh  (Balch;
Nordafghanistan)  am 6.  September  mit  Plakaten  deutlich  zum Ausdruck
gebracht:  „Wir  gehen  nicht  zurück!“  und  „Frauen  werden  nicht
zurückgehen!“

Trotz  Repression gingen die  Proteste  in  den letzten Monaten weiter.  So
organisierten  Frauen  in  mehreren  Städten  öffentliche  Proteste  am  25.
November, dem internationalen Tag gegen Gewalt an Frauen, und am 10.
Dezember, dem internationalen Tag der Menschenrechte mit Losungen wie:
„Fundamentalism + Imperialism = Barbarism!“ Auch gegen die im Dezember
beschlossene Einschränkung der Bewegungsfreiheit gingen Frauen in Kabul
auf die Straße.

In der Erklärung der RAWA zur Machtübernahme durch die Taliban wurde
ihr Standpunkt klar und deutlich dargelegt: „In den letzten 20 Jahren war
eine  unserer  Forderungen  ein  Ende  der  US/NATO-Besatzung  und  noch
besser  wäre  es,  wenn  sie  ihre  islamischen  Fundamentalisten  und
Technokrat:innen  mitnehmen  und  unser  Volk  selbst  über  sein  Schicksal
entscheiden  lassen  würden.  Diese  Besatzung  hat  nur  zu  Blutvergießen,



Zerstörung und Chaos geführt. Sie haben unser Land in den korruptesten,
unsichersten,  von Drogenmafiastrukturen durchsetzten und gefährlichsten
Ort verwandelt, vor allem für Frauen.“

Dies  unterstreicht  den  progressiven  Charakter  der  Demonstrationen.  Im
Moment mag es ihnen an starker, landesweiter Unterstützung fehlen, aber
zwei Faktoren könnten das drastisch ändern. Erstens: Die Abwertung der
afghanischen Währung und die steigende Inflation führen dazu,  dass die
meisten AfghanInnen darum kämpfen, überhaupt Brot auf den Tisch bringen
können, was die Aufrechterhaltung der Ordnung von Tag zu Tag schwieriger
macht. Zweitens nehmen die Angriffe auf die demokratischen Freiheiten in
dem Maße zu, in dem die Taliban mehr Kontrolle über das Land erlangen.
Das  führt  dazu,  dass  immer  mehr  Schichten  der  Gesellschaft  in  den
Widerstand  gezogen  werden,  wodurch  Raum  für  den  Klassenkampf
geschaffen wird,  der  das  derzeitige reaktionäre Regime wirksam stürzen
kann.

Kontrolle
Da es unter der Herrschaft der Taliban zu Protesten kommen konnte, zeigt
sich auch, dass sie das Land noch nicht vollständig unter Kontrolle haben.
Ihre  Verbote  werden  trotz  strenger  Repressionen  weiterhin  missachtet.
Infolgedessen organisierten  die  Taliban eigene Gegenproteste,  bei  denen
verschleierte  Frauen  in  Universitäten  Talibanfahnen  trugen,  um  deren
Herrschaft  zu  verteidigen.  Dies  zeigt,  dass  die  neuen  Herren  zumindest
derzeit  nicht  mehr so regieren können wie in  den 1990er Jahren.  Diese
inszenierten Gegenproteste sind ein Versuch, eine soziale Rechtfertigung für
die Durchsetzung der Reaktion zu schaffen, anstatt einfach jede Opposition
mit brutaler Gewalt zu unterdrücken.

Ein weiterer wichtiger Faktor ist  die  Loyalität  der lokalen Warlords.  Sie
mögen  die  Talibanherrschaft  vorerst  akzeptiert  haben,  aber  solche
Loyalitäten werden sich in Zeiten widerstreitender Interessen ändern. Auch
die Kämpfe innerhalb der Talibanfraktionen sollten nicht außer Acht gelassen
werden. Das Ausmaß, in dem diese Faktoren ihre Herrschaft schwächen und
destabilisieren könnten,  hängt  weitgehend von der  Rolle  Chinas  ab.  Der



chinesische Imperialismus hegt mit seiner „Neuen Seidenstraße“-Initiative
ein  eigenes  Interesse  daran,  die  Beziehungen  zu  den  Taliban
aufrechtzuerhalten. Der Rückzug der USA ermöglicht es ihm, zu einem noch
mächtigeren Akteur in der Region zu geraten.

Die  Liga  für  die  Fünfte  Internationale  erklärt  sich  uneingeschränkt
solidarisch  mit  der  entstehenden  Frauenbewegung  in  Afghanistan.  Diese
aufkeimende Bewegung ist derzeit noch fragmentiert und schwach und trägt
einen  klassenübergreifenden  Charakter  mit  der  unbestreitbaren  Präsenz
einiger proimperialistischer und Mittel- und Oberschichtelemente. Dennoch
bietet sie Hoffnung für die Millionen kriegsgeschüttelter Afghan:innen, die
der  imperialen  Besatzung  überdrüssig  sind,  aber  auch  die  Politik  der
ehemaligen Ghaniregierung und die Reaktion der Taliban ablehnen. In einem
Land, in dem 80 Prozent der Bevölkerung arbeitslos oder unterbeschäftigt
sind, ist eine solche Bewegung das Gebot der Stunde.

Revolutionär:innen in Afghanistan müssen diese Bewegung aufbauen und
ihre fortgeschrittensten und bewusstesten Schichten für das Programm der
permanenten  Revolution  gewinnen.  Im  Kampf  für  demokratische
Grundfreiheiten wie das Recht auf Arbeit und Sozialleistungen für Frauen
treten  wir  für  den  Aufbau  von  Organisation  der  Arbeiter:innen  und
Bauern/Bäuerinnen ein, die nicht nur die Taliban besiegen, sondern auch
diese Rechte garantieren können und um die Macht kämpfen.

Die afghanischen Revolutionär:innen müssen sich auf der Grundlage eines
revolutionären  Programms  organisieren,  das  keine  Illusionen  in  eine
imperialistische Macht, seien es die USA, China oder Russland, schürt. Dies
wird entscheidend sein für die Intervention bei den aktuellen Protesten oder
bei künftigen Bewegungen in dem Land. Die wirklichen Verbündeten der
Arbeiter:innen,  der  armen  Bauern  und  Bäuerinnen,  der  Frauen  und  der
nationalen Minderheiten sind nicht die imperialistischen Mächte.

Es sind die Arbeiter:innen Pakistans, Irans, Turkmenistans, Tadschikistans,
Usbekistans und Chinas, die in ihren jeweiligen Ländern für die Aufnahme
afghanischer  Flüchtlinge  kämpfen  müssen.  Es  sind  die  britischen,
amerikanischen,  deutschen  und  französischen  Lohnabhängigen,  die  sich



nicht  nur  für  die  Aufnahme  afghanischer  Flüchtlinge  einsetzen  müssen,
sondern  auch  dafür,  dass  ihre  Regierungen  keine  Sanktionen  gegen
Afghanistan verhängen und Reparationen für den Wiederaufbau des Landes
zahlen.

Die Arbeiter:innen in der ganzen Welt müssen ihre Solidarität mit
unseren afghanischen Brüdern und Schwestern,  die  schon viel  zu
lange unter dem Krieg leiden, in Aktionen organisieren. Es lebe die
internationale Solidarität! Lang lebe der Kampf gegen die Taliban
und den Imperialismus in Afghanistan!

Altersarmut in Deutschland
Helga Müller (Gruppe Arbeiter:innenmacht, Deutschland)

Der  Armutsbericht  2021  des  Paritätischen  Wohlfahrtsverbandes  macht
deutlich,  dass  die  Pandemie  die  Armutsquote  in  Deutschland  nach  oben
getrieben hat: Insgesamt 16,1 % oder 13,4 Millionen Menschen waren 2020
von Armut betroffen. Seit 2006 – mit einer Quote von 14 % – ist ein stetiger
Aufwärtstrend in Deutschland auszumachen. Und das in einer der reichsten
Industrienationen der Welt. Die soziale Ungleichheit vertieft sich auch hier:
10  %  der  Reichsten  in  Deutschland  verfügen  über  67  %  des
N e t t o g e s a m t v e r m ö g e n s .
(https://www.deutschlandfunkkultur.de/armut-in-deutschland-die-soziale-ung
erechtigkeit-waechst-100.html).  Sozialwissenschaftler:innen  sprechen  von
einer relativen Armut in Deutschland, die nach EU-Standard so definiert ist:
Als  Arm  gelten  Menschen,  die  über  weniger  als  60  %  des  mittleren
E i n k o m m e n s  v e r f ü g e n .  ( n a c h :
https://www.deutschlandfunkkultur.de/armut-in-deutschland-die-soziale-unge
rechtigkeit-waechst-100.html)

Nach Meinung des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes wäre die Armutsquote

https://onesolutionrevolution.de/altersarmut-in-deutschland/
https://www.deutschlandfunkkultur.de/armut-in-deutschland-die-soziale-ungerechtigkeit-waechst-100.html
https://www.deutschlandfunkkultur.de/armut-in-deutschland-die-soziale-ungerechtigkeit-waechst-100.html


während der Pandemie noch schneller in die Höhe geschossen, hätte die
Große Koalition nicht Maßnahmen wie die Verlängerung und Aufstockung
des Kurzarbeitergeldes oder des Arbeitslosengeldes I ergriffen.

Unter  Erwerbstätigen  –  vor  allem  bei  den  Selbstständigen  –  hat  die
Einkommensarmut auf derzeit 53 % zugenommen. Wie in den letzten Jahren
tragen auch 2021 vor allem Alleinerziehende und kinderreiche Paarhaushalte
das höchste Armutsrisiko. Unter den Armen sind besonders Rentner:innen
und Pensionär:innen mit 17,6 % überproportional betroffen. Bis zum Jahr
2013  spielte  Altersarmut  dagegen  statistisch  gesehen  nur  eine
untergeordnete  Rolle.

Wenn man Armut nach Geschlechtern auswertet, dann wird deutlich, dass
vor allem unter Frauen (16,9 %) eine höhere als unter Männern (15,3 %)
herrscht, besonders bei den Älteren ab 65 Jahren. Dies ist gegenüber 2019
nochmal  eine  Steigerung  um  1  Prozentpunkt.  Selbst  der  Armutsbericht
kommt zu dem Ergebnis „Die Altersarmut ist damit überwiegend weiblich.“
(alle Zahlen nach: Armutsbericht 2021)

Die Gründe dafür, dass vor allem Frauen von (Alters-)Armut betroffen sind,
sind vielfältig,  aber  auch Politiker:innen der  Ampelkoalition bekannt  und
haben  sich  seit  Jahrzehnten  nicht  verändert.  Die  Vorhaben  im
Koalitionspapier  werden  zur  Linderung  nicht  viel  beitragen,  sofern  sie
überhaupt  umgesetzt  werden.  Alle  sozialen  Maßnahmen  stehen  ja
bekanntlich unter dem Vorbehalt der Wiedereinführung der Schuldenbremse
und keinerlei zusätzlichem Einkommen durch Steuererhöhungen – vor allem
für die Superreichen und großen Konzerne, die auch während der Pandemie
einen  guten  Schnitt  gemacht  haben.  Hier  konnte  sich  die  FDP  voll
durchsetzen:

Alleinerziehende – dies sind nach wir vor vor allem Frauen – stehen
oft gar nicht in Lohnarbeit und sind auf Hartz IV angewiesen, dessen
Regelsatz zu einem existenzsichernden Leben nicht ausreicht. Wenn
sie  arbeiten,  müssen  sie  aufgrund  der  nicht  ausreichenden
Betreuungsmöglichkeiten oft genug auf Teilzeitjobs oder gar Mini-
oder Midijobs zurückgreifen. Mitte 2020 übten 4,1 Millionen Frauen



u n d  2 , 9  M i l l i o n e n  M ä n n e r  e i n e n  M i n i j o b  a u s .
(https://www.aerztezeitung.de/Panorama/Jede-vierte-Frau-arbeitet-im
-Niedriglohnsektor-417694.html). Die Umbenennung von Hartz IV in
Bürgergeld  im  Koalitionsvertrag,  ohne  kräftige  Erhöhung  des
Regelsatzes  und  Abschaffung  der  Sanktionen  ist  –  wie  der
Hauptgeschäftsführer  des  Paritätischen  in  seinem Statement  zum
Armutsbericht  sagt  –  nur  eine Mogelpackung.  Zu den Mini-  oder
Midijobs steht im Koalitionspapier lediglich, dass verhindert werden
soll,  dass  reguläre  Arbeitsverhältnisse  in  solche  umgewandelt
werden.  Aber  wie  das  konkret  geschehen  soll,  bleibt  unerwähnt.

Frauen verdienen nach wie vor deutlich weniger als Männer. Der
Gender Pay Gap liegt  2020 lt.  Statistischem Bundesamt noch bei
1 8  %
(https://www.destatis.de/DE/Themen/Arbeit/Arbeitsmarkt/Qualitaet-A
rbeit/Dimension-1/gender-pay-gap.html).  Auch  daran  wird  die
Ampelkoalition  nichts  ändern.  Das  Einzige,  was  dazu  im
Koalitionspapier steht, ist, dass das Entgelttransparenzgesetz – das
nur einen Auskunftsanspruch gegenüber dem/r Arbeit„geber“In zu
den  Gehaltskriterien  einer  Tätigkeit  beinhaltet  –  weiterentwickelt
und die Durchsetzung gestärkt werden soll.

Wenn Frauen auf Teilzeit angewiesen sind, ist dies oft unfreiwillig
und reicht nicht für ein selbstständiges, existenzsicherndes Leben.
Vor allem aber wirkt sich dies negativ auf die Altersrente aus. Im
Koalitionsvertrag  wird  hierzu  nur  Bezug  auf  Mini-  und  Midijobs
genommen, die nicht zur Teilzeitfalle für Frauen werden sollen. Wie,
bleibt auch hier offen.

Mehr Frauen als Männer arbeiten im Niedriglohnsektor: Ende 2019
rund 25,8 %. Bei Männern hingegen liegt der Niedriglohnanteil nur
bei 15,5 % (Zahlen nach: Bundesagentur für Arbeit, in: Ärztezeitung
vom 7.3.2021, s.o.). Viele von ihnen sind entweder auf einen Zweitjob
angewiesen oder gehören zu den sogenannten Aufstocker:innen. Die
im Koalitionspapier angekündigte Anhebung des Mindestlohns auf 12
Euro, die am 1. Oktober kommen soll, ist sicherlich ein Schritt in die



richtige Richtung. Sie wird aber nicht ausreichen, um Frauen aus
dieser Armutsfalle herauszuholen.

Die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung – vor allem Frauen arbeiten
in  sogenannten  sozialen  Berufen  wie  Pflege,  Erziehung  u.  ä.  –
spiegelt  sich  auch  in  einem  geringerem  Gehalt  wider.  Auch  die
aktuellen Tarifabschlüsse dienen nicht dazu, dort eine angemessene
Bezahlung  zu  ermöglichen.  Außer  allgemeinen  Floskeln,  dass  die
Löhne für Pflegekräfte verbessert werden sowie die Zuschläge und
Prämien (bis 3.000 Euro) steuerfrei sein sollen, steht dazu nichts im
Koalitionsvertrag.

Unterbrechung  der  Arbeit  aufgrund  der  Versorgung  von  Kindern
oder  zu  pflegenden Angehörigen,  was  in  den meisten Fällen  von
Frauen geleistet wird – oft schon allein deswegen, weil sie in der
Regel  weniger  verdienen  als  ihre  Männer  –,  bedeutet  weniger
Rentenanspruch. Im Koalitionsvertrag steht dazu, dass haushaltsnahe
Dienstleistungen  gefördert  werden  sollen  und  Brückenteilzeit  in
Zukunft mehr in Anspruch genommen werden kann. Das ist sicherlich
etwas,  dass  dazu  beitragen  kann,  Familie  und  Beruf  besser  zu
vereinbaren, wird aber nichts Grundlegendes verändern.

Hinzugekommen ist eine gestiegene Arbeitslosenquote während der
Pandemie,  welche das Altersarmutsrisiko von Frauen noch weiter
erhöhen wird.  Dabei stieg sie im Zeitraum von Februar 2020 bis
Januar 2021 bei Frauen mit 5,7 % stärker als bei Männern (1,8 %).
(s.: Ärztezeitung vom 7.3.2021).

Vor diesem Hintergrund ist es mehr als zynisch, was die Ampelkoalition zur
„Sicherung“  der  Renten  in  Zukunft  vorhat.  Dazu  „werden  wir  zur
langfristigen Stabilisierung von Rentenniveau und Rentenbeitragssatz in eine
teilweise  Kapitaldeckung der  gesetzlichen Rentenversicherung einsteigen.
Diese  teilweise  Kapitaldeckung  soll  als  dauerhafter  Fonds  von  einer
unabhängigen  öffentlich-rechtlichen  Stelle  professionell  verwaltet  werden
und global anlegen. Dazu werden wir in einem ersten Schritt der Deutschen
Rentenversicherung im Jahr 2022 aus Haushaltsmitteln einen Kapitalstock
von 10 Milliarden Euro zuführen.“



D.  h.  nichts  anderes,  als  dass  ein  Teil  der  Rente  in  Zukunft  von  den
Finanzmärkten abhängig gemacht werden soll. Das ist ein weiterer Schritt
zur Privatisierung der gesetzlichen Rentenversicherung nach Einführung der
Riesterrente durch die rot-grüne Koalition 2001. Diese zusätzliche „Säule“ ist
alles andere als sicher und stabil. Zudem weiß niemand, wann angesichts der
zunehmend  instabilen  internationalen  Situation  es  zu  einem  neuen
Börsencrash kommen wird. Darüber hinaus werden 10 Milliarden aus dem
laufenden Haushalt dafür zur Verfügung gestellt, die dann anderswo fehlen.
Diese „Anschubfinanzierung“ wird nach Aussagen des Rentenexperten des
DIW,  Johannes  Geyer,  nicht  ausreichen:  „Man  bräuchte  mindestens  300
Milliarden  Euro.  Dann  könnte  man  hoffen,  jährlich  15  Milliarden
Kapitalerträge zu erzielen, die dann an Rentner ausgeschüttet werden.“ (zit.
nach: Das Renten-Versprechen und der Bluff, NEUES DEUTSCHLAND vom
21.02.22).

Es gibt keinen Grund, die Rente immer mehr vom Kapitalmarkt abhängig zu
machen. Sie müsste stattdessen mit einer besseren Einzahlungsstruktur und
mehr  Mitteln  aus  dem  Haushalt  finanziert  werden:  Das  Pro-Kopf-
Volkseinkommen ist trotz beginnender Krise im Jahr 2019 um das Doppelte
gestiegen (Die Rente könnte sicher sein, NEUES DEUTSCHLAND 25.7.2020).
Auch  das  Steuereinkommen  könnte  ohne  weiteres  erhöht  werden:  Eine
einmalige Vermögensabgabe mit einer Laufzeit von 10 Jahren würde 300
Mill iarden  Euro  einbringen.  Auch  die  Wiedereinführung  der
Vermögenssteuer bei einem Steuersatz von 1 % könnte 20 Milliarden Euro
auftun (a. a. O.).

Ganz klar zeigt sich hier, dass es nicht um eine Stabilisierung der Renten
geht, sondern die Unternehmer:innen weiter von solch lästigen Dingen wie
Lohnnebenkosten  oder  höheren  Kapitalsteuern  zu  entlasten,  um  deren
Wettbewerbsfähigkeit in der zukünftigen, krisenhaften Entwicklung nicht zu
beeinträchtigen.

Es gibt jedoch Systeme, in denen Rentner:innen mehr erhalten und besser
vor Altersarmut geschützt sind. Das bekannteste ist wohl Österreich: Die im
Jahr 2018 in Ruhestand gegangenen Menschen erhielten hier ca. 1.700 Euro
im  Monat  –  in  Deutschland  waren  das  nur  1.000  (Zahlen  nach



Sozialwissenschaftler  Florian  Blank;  in:  Geteilter  Genuss,  NEUES
DEUTSCHLAND vom 25.07.20). Das ist ein Unterschied von 70 %. Gemessen
am  Bruttoinlandsprodukt  fließt  in  Österreich  mehr  öffentliches  Geld  in
Renten und Pensionen. Die Rentenbeiträge liegen seit Jahrzehnten stabil bei
22,5  %,  12,5  %  davon  zahlen  die  Arbeit„geber“:innen.  Ein  anderer
entscheidender Grund ist, dass fast alle Erwerbstätigen einschließlich der
Selbstständigen (außer den Beamt:innen) verpflichtend in der gesetzlichen
Rentenversicherung versichert sind. (a. a. O.) Aber auch in Österreich gibt es
einen  großen  geschlechtsspezifischen  Unterschied.  Zudem  ist  auch  hier
damit zu rechnen, dass eine neoliberale Politik versuchen wird, diese Kosten
zugunsten der Kapitalist:innen zu reduzieren.

Was wir brauchen, um Altersarmut zu verhindern:

Gleicher Lohn für gleiche Arbeit! Mindestlohn für alle Frauen, um ein
Mindesteinkommen zu sichern, das die Reproduktionskosten deckt
und ein Leben ohne Abhängigkeit vom (männlichen) Partner erlaubt!
Mindesteinkommen von 1.600 Euro/Monat für alle Arbeitslosen und
Rentner:innen.  Diese  Regelung  soll  auf  alle  Freiberufler:innen,
(Schein-)Selbstständigen, Studierende, Sexarbeiter:innen und andere
ausgedehnt  werden,  die  wegen  der  Pandemie  ihre  Dienste  nicht
verkaufen können!
Kostenloser  Zugang  zu  Gesundheits-,  Krankenversorgung,
Pflegeeinrichtungen und gesicherte Renten für alle Frauen!
Kostenlose  und  bedarfsorientierte  Kinderbetreuung,  öffentliche
Kantinen  und  Wäschereien  –  um  eine  gesellschaftl iche
Gleichverteilung  der  Reproduktionsarbeiten  auf  alle  Geschlechter
sicherzustellen!
Alle  müssen  in  die  gesetzliche  Rentenkasse  einzahlen  –  auch
Selbstständige, Beamt:innen und Parlamentarier:innen!
Arbeitszeitverkürzung auf 30 Stunden/Woche bei vollem Lohn- und
Personalausgleich!
Umwandlung  prekärer  Beschäftigungsverhältnisse  in  tariflich
gesicherte;  Abschaffung  der  Leiharbeit  und  Übernahme  der
Leiharbeiter:innen!



Für  ein  Programm  gemeinnütziger  öffentlicher  Arbeiten  mit
Vollzeitstellen und auskömmlichen Tariflöhnen für Frauen, bezahlt
aus Unternehmerprofiten und Vermögensbesitz!
Keine  Rettungspakete  und  keine  Milliardengeschenke  für  die
Konzerne! Die Reichen müssen zahlen! Progressive Besteuerung von
privaten  Vermögen  und  Unternehmensgewinnen  zur  Finanzierung
der Maßnahmen zur Bekämpfung der Pandemie und der Sicherung
der  Einkommen  und  Renten  der  arbeitenden  Bevölkerung!
Entschädigungslose  Enteignung  aller  Unternehmen  unter
Arbeiter:innenkontrolle, welche Löhne kürzen, Arbeitszeit verlängern
oder Standorte schließen wollen!
Für  eine  verstaatlichte,  einheitliche  Sozialversicherung  unter
Arbeiter:innenkontrolle  (Gesetzliche  Krankenversicherung,
Bundesanstalt  für  Arbeit,  Rentenversicherung,  Unfallversicherung,
Arbeitslosen-  und  Sozialhilfe),  finanziert  durch  eine  progressive
Besteuerung!
Für  kommunale,  regionale,  bundesweite  und  internationale
Selbstverwaltung der Einheitsversicherung durch die Versicherten!
Unternehmer: innen  raus  aus  den  Aufs ichtsräten  der
Sozialversicherungen! Weg mit jeder Einmischung des bürgerlichen
Staats!

Um dies zu erreichen, ist der Aufbau einer Einheitsfront der gesamten
Arbeiter:innenklasse,  einschließlich  aller  Arbeitslosen  und
Rentner:innen, notwendig. Der Kampf gegen Altersarmut muss mit
dem gegen den Kapitalismus verknüpft werden.

Der  Kampf  für  eine
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Fraueninternationale  –  Lehren
aus  der  sozialistischen
Frauenbewegung
A v e n t i n a  H o l z e r  ( R E V O L U T I O N ,  G r u p p e
Arbeiter*innenstandpunkt/Österreich)

Internationale  Vernetzung  stellt  für  jeden  politischen  Kampf  eine
Bereicherung,  wenn nicht  eine  Voraussetzung dar.  In  der  feministischen
Bewegung, die aufgrund des zunehmenden Widerspruchs von Kapitalismus
und  Gleichberechtigung  wieder  Fahrt  aufnimmt,  gibt  es  momentan  aber
wenig  erfolgreiche  Bestrebungen,  eine  solche  Verbindung  nachhaltig
aufzubauen.  Dabei  haben  die  Frauen*streiks  der  letzten  Jahre  die
Notwendigkeit  einer  international  koordinierten,  verbindlichen Aktion um
gemeinsame Forderungen eigentlich auf die Tagesordnung gesetzt.

Die führenden Feminist:innen der Bewegung schlagen jedoch stattdessen
eher lose Vernetzungen der nationalen Kämpfe vor oder behaupten, dass die
Art,  wie  man  sich  aufeinander  bezieht,  schon  internationalen  Charakter
hätte.  Auch  fehlt  bei  diesen  Vorschlägen  nur  allzu  oft  ein  klarer
Klassenstandpunkt. Statt einer gemeinsamen Koordinierung, die auf einem
Aktionsprogramm  fußt  und  dadurch  handlungsfähig  wird,  wird  also  auf
abstrakte Appelle und liberale Politik gesetzt.  Wenn wir wollen, dass die
momentanen  Kämpfe  erfolgreich  sind,  dann  brauchen  wir  auch  eine
Vorstellung, welche gemeinsame, internationale Organisationsform, aber vor
allem auch welche Politik und welcher Klassenstandpunkt notwendig sind.
Wir  wollen  daher  die  Sozialistische  Fraueninternationale  (heute:
Sozialistische Frauen-Internationale; SIW) und ihre Entwicklung beleuchten
und für die Gegenwart fruchtbar machen. Denn wir brauchen nicht nur eine
linke  Frauenpolitik,  wir  wollen  antisexistische  Kämpfe,  die  in  einer
revolutionären  und  proletarischen  Tradition  stehen.
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Herausbildung  der  proletarischen
Frauenbewegung
Prinzipiell ist die Geschichte der Sozialistischen Fraueninternationale keine
lineare. Um sie richtig verstehen und einordnen zu können, stellt sich die
Frage  nach  der  proletarischen  Frauenbewegung,  die  sich  neben  der
bürgerlichen herausbildete. Mit der Industrialisierung und dem Übergang
zum Kapitalismus bildeten sich neue gesellschaftstragende Klassen heraus:
Bürger:innentum  und  Proletariat.  Mit  den  Widersprüchen,  die  der
Kapitalismus  für  die  arbeitende  Frau  brachte  (Mehrfachbelastung  durch
Lohn-  und  Reproduktionsarbeit),  wurde  auch  eine  neue  Generation  an
Kämpfer:innen politisiert.

Auch in der bürgerlichen Frauenbewegung wurde die Frage nach politischer
Gleichstellung im 19. Jahrhundert immer relevanter. Zentral dafür war das
Frauenwahlrecht, das von bürgerlicher Seite oft nur für privilegierte Frauen
gefordert  wurde.  Mit  widersprüchlichen  Interessen  und  Vorstellungen
sammelten  sich  hinter  dieser  Forderung  die  Frauenorganisationen.  Die
proletarische  Frauenbewegung  hatte  ihre  Wurzeln  natürlich  in  der
Sozialdemokratie und speziell  der deutschsprachige Raum übernahm hier
eine Vorreiterrolle (die deutsche Sozialdemokratie war die stärkste Europas).

Zwar gab es im europäischen Raum auch schon vorher Absprachen und
Vernetzungen, aber was die proletarische Frauenbewegung betrifft, wurden
erst  ab  1896  (also  7  Jahre  nach  dem  Gründungskongress  der  II.
Internationale,  dem Zusammenschluss  der  sozialdemokratischen Parteien)
Treffen, die der internationalen Verbindung der sozialdemokratischen Frauen
dienten, abgehalten. Ein Grund für diese recht späte Entwicklung lag sicher
in  den  tief  sitzenden  sexistischen  Einstellungen  innerhalb  der
Sozialdemokratie, die erst mit der Zeit abgebaut werden konnten und die
Ausrichtung  der  Partei  wie  der  entstehenden  Gewerkschaften  auf  die
männliche  Lohnarbeit.  Die  Organisierung  von  Frauen  wurde  von  vielen
allenfalls  als  untergeordnete  Aufgabe  verstanden  –  was  das  Entstehen
eigener Frauenorganisationen erschwerte und gleichzeitig umso notwendiger
machte.



Ein Beispiel dafür liefert die Debatte rund um die Frauenarbeit,  die erst
langsam mit dem Entstehen der II. Internationale eine sinnvolle gemeinsame
Beantwortung fand, in der nicht von einem „Ausspielen“ der Frau gegen die
männlichen Arbeiter die Rede war. Zeitgleich kann man aber auch in der II.
Internationale  starke  sexistische  Stereotype  und  Probleme  sehen.  Selbst
Zetkin,  die  wichtigste  Vertreterin  der  deutschen,  proletarischen
Frauenbewegung neigte dazu, bestimmte bürgerliche Geschlechterrollen zu
reproduzieren. So enthält selbst ihre bedeutende, politisch starke Aussage
„Nur mit der proletarischen Frau wird der Sozialismus siegen“ den Satz: „Es
darf auch unmöglich die Aufgabe der sozialistischen Frauenagitation sein, die
proletarische Frau ihren Pflichten als Mutter und Gattin zu entfremden“.

Frauenwahlrecht
In  Deutschland  gab  es  in  der  Sozialdemokratie  schon  länger
Frauenkonferenzen  und  1907  wurde  dieses  Konzept  auch  auf  die  II.
Internationale übertragen und fand die erste internationale Frauenkonferenz
statt. Vom 17. bis 19. August trafen sich 58 Delegierte aus 15 Ländern in
Stuttgart.  Zentral  behandelt  wurden Fragen des weiteren internationalen
Austausches und des Frauenwahlrechts. Als Ergebnis, stark geprägt von den
Anträgen Clara Zetkins, wurde ein internationales Frauensekretariat der II.
Internationale  bestimmt  und  die  „Gleichheit“  gegen  den  Widerstand  des
revisionistischen Flügels als deren offizielles Organ anerkannt.

Die Konferenz sprach sich für ein allgemeines Wahlrecht für Männer und
Frauen  aus  und  verabschiedete  eine  entsprechende  Resolution.  Der
revolutionäre  Flügel  um Zetkin,  Luxemburg  oder  auch  Kollontai  drängte
darauf, das allgemeine Frauenwahlrecht zu einem zentralen Kampfziel der
proletarischen  Bewegung  zu  machen  und  dieses  nicht,  wie  in  einigen
Ländern (z. B. Österreich und Großbritannien geschehen) dem Ringen um
das  Männerwahlrecht  oder  sogar  weitaus  unbedeutenderen  kurzfristigen
Reformzielen unterzuordnen.

Österreichische und britische Delegierte verteidigten hingegen die Position,
dass  es  in  manchen  Situationen  taktisch  klug  wäre,  auf  ein  Frauen-
zugunsten eines  allgemeinen Wahlrechts  für  Männer  zu  verzichten.  Dies



wurde  so  argumentiert,  dass  in  manchen  Situationen  diese  letztere
Forderung  leichter  umzusetzen  wäre  und  mit  dem  Erreichen  dieses
Meilensteins  ein  späterer  Kampf  für  das  allgemeine  Frauenwahlrecht
erleichtert  werden  würde.

Schließlich setzte sich der linke Flügel bei der Abstimmung 1907 klar durch.
Der Kampf für das Frauenwahlrecht sollte ein entscheidender sein für die
Sozialdemokratie. Es war eine sehr richtige Entscheidung, diese Bedenken
klar  abzuwehren.  Bald  darauf  wurde  die  Entscheidung  der
Fraueninternationale  auch  von  der  II.  Internationale  bestätigt.

Die  Debatte  rund um das  Wahlrecht  war  aber  nicht  nur  eine  taktische,
sondern  zeigte  bereits  die  tiefgreifenden  Unterschiede  zwischen
reformistischen und revolutionären Kräften. Die von den Österreicherinnen
eingebrachte  Debatte  stellte  ja  auch  infrage,  wie  die  Internationale
gemeinsam und verbindlich radikal auftreten konnte, ein Problem, das in der
zunehmend reformistisch dominierten ArbeiterInnenbewegung immer größer
geriet.

Dass  es  sich  um alles  andere  als  bloße „Meinungsverschiedenheit“  oder
„kleine politische oder taktische Differenzen“ handelte, wurde schon vor dem
Ersten Weltkrieg Revolutionärinnen wie Luxemburg oder Zetkin zunehmend
bewusst. Innerhalb der deutschen und internationalen Frauenbewegung kam
es rund um „die Gleichheit“ und deren Chefredakteurin, Clara Zetkin, zur
Formierung eines Pols, der sich klar zum linken Flügel zählte.

Die  Etablierung  eines  eigenen  Frauensekretariats  war  sicherlich  ein
Fortschritt,  litt  aber an ähnlichen Problemen wie andere Gremien der II.
Internationale,  nämlich  dass  es  über  wenig  tatsächliche  politische
Entscheidungsfähigkeit  und  Verankerung  verfügte.  Beim  nächsten
internationalen Frauenkongress 1910 musste bilanziert werden, dass trotz
der  Bekenntnisse und Resolutionen die  gemeinsame Arbeit  rund um das
allgemeine Frauenwahlrecht und die internationale Vernetzung noch einiges
zu wünschen übrig ließen. Man sollte sich in der Analyse dieser Fehler nicht
nur  auf  die  Form  beschränken,  sondern  versuchen  herauszufinden,  aus
welchen politischen Fehlentscheidungen diese resultierten. Ein Fehlen von



demokratisch  zentralistischen  Strukturen,  also  einem  gemeinsamen,
verbindlichen Handeln  nach  außen,  nach  Diskussion  in  der  Organisation
bedeutete  eben  auch,  dass  die  Internationale  nie  ihr  volles  Potenzial
entfalten konnte. Sie bildete eher eine Vernetzung zwischen den nationalen
Organisationen und keine internationale Organisation mit Sektionen in den
einzelnen Ländern.

Zeitgleich konnten sich die reformistischen Kräfte dadurch aber auch immer
stärker in ihre nationalen bürgerlichen Verhältnisse festkrallen. Selbst wenn
die  Internationale  von Sozialismus  und Revolution  redete,  entsprach das
nicht der tatsächlichen Praxis der Sozialdemokratien der einzelnen Länder.
Vielmehr  rechtfertigten  sie  ihre  zunehmend  bürgerlich-gradualistische
Reformpolitik  als  „Taktik“,  deren  opportunistischer  Charakter  durch
Lippenbekenntnisse  zum Sozialismus versteckt  wurde.  Das  bedeute  dann
eben  auch,  dass  die  meisten  international  agierenden  Strukturen  fast
wirkungslos blieben und als primäre Aufgabe die Vernetzung hatten. Nicht
zu  unterschätzen  war  jedoch,  dass  die  „Gleichheit“  als  einziges  großes,
internationales Organ der II. Internationale vom revolutionären Flügel und
nicht vom reformistischen kontrolliert wurde.

Als „Lösung“ wurde beim Frauenkongress 1910 der Internationale Frauentag
als Kampftag für das Wahlrecht verankert. Ein weiterer Kongress fand 1913
statt, der sich gegen die Balkankriege stellte und schon einen starken Fokus
auf Frieden hatte.

Weltkrieg
Mit  dem 1.  Weltkrieg wurden die  Widersprüche in  der  Sozialdemokratie
offensichtlicher  und  es  zeichneten  sich  Spaltungen  ab.  In  Deutschland
formierte  sich  ab  1915  die  kleine,  revolutionäre  Minderheit,  der
Spartakusbund.  Die  SPD  selbst  schloss  1916  die  wachsende  Zahl  der
Kriegsgegner:innen unter  den Parlamentsabgeordneten aus,  die  1917 die
USPD  gründeten.  Die  Organisation  zerbrach  in  die  sozialchauvinistische
Mehrheitssozialdemokratie,  welche  den  Krieg  unterstützte  und  den
Burgfrieden für Kapital und Kaiser organisierte, und in die USPD, welche
eine pazifistische Politik vertrat.  Die Bruchpunkte existierten auch in der



proletarischen Frauenbewegung weiter und grob gesagt unterteilte sie sich
in drei Strömungen. Die reformistische, die die Burgfriedenspolitik mittrug
und sich auf Arbeit in „sozialen Strukturen“ (Wohltätigkeit) beschränkte. Die
gewerkschaftliche, die versuchte, sich auf ihre Rolle als Interessenvertretung
zu  konzentrieren,  und  dabei  die  politischen  Forderungen  und
Notwendigkeiten  hintanstellte.  Und  die  innerparteiliche  Linke,  die  auch
maßgeblich  für  die  weitere  Entwicklung  der  Sozialistischen
Fraueninternationale  verantwortlich  war.

Im Herbst 1914 plante Zetkin ein weiteres ihrer Treffen. Dieses konnte aber
wegen  des  Ausbruchs  des  Ersten  Weltkriegs  erst  1915  stattfinden.  Die
Konferenz war klar eine Antikriegskonferenz und es sammelten sich hier vom
26. bis 28. März 30 Delegierte aus unterschiedlichen Ländern in der Schweiz.
Die  Konferenz  wurde  von  der  SPD-Parteiführung  nicht  unterstützt.
Schließlich  stand  die  deutsche  Sozialdemokratie  (wie  die  meisten
Sozialdemokratien  Europas)  auf  Regierungsseite.

Diese  Konferenz  sollte  nicht  nur  einer  der  ersten  Versuche  sein,  die
internationale Zusammenarbeit der sozialistischen Organisationen trotz des
Krieges wiederzubeleben, sondern war auch eines der ersten internationale
Zusammentreffen  einer  radikalen  Strömung,  die  sich  gegen die  offizielle
Parteilinie stellte. Ähnlich wie die später unter dem Namen „Zimmerwalder
Linke“ bekanntgewordene Gruppe wurde eine Opposition zur Kriegspolitik,
aber  auch  zur  reformistischen  Degeneration  der  Sozialdemokratie
gesammelt.

Die teilnehmenden Frauen, speziell  die führenden Aktivistinnen, gehörten
nun zum Großteil dem linken Flügel ihrer Parteien an. So ist es also nicht
verwunderlich, dass die Sozialistische Fraueninternationale wichtig für die
internationale  Verbindung der  Kriegsopposition  gewesen  war.  Ein  Grund
dafür  könnte  sein,  dass  Frauen  aufgrund  ihrer  Mehrfachunterdrückung
häufiger direkt konfrontiert mit den Problemen des Kapitalismus waren und
wegen  des  in  den  Organisationen  (inklusive  der  Gewerkschaften)
vorherrschenden Sexismus’ weniger in Systeme integriert wurden und auch
weniger aufgrund materieller Anreize ihre Politik verrieten.



Die  Konferenz  verabschiedete  im  März  1915  den  Aufruf  „Frauen  des
arbeitenden  Volkes!“,  der  deutlich  den  imperialistischen  Charakter  des
Krieges  hervorhob,  das  Ende  der  Burgfriedenspolitik  forderte  und  mit
folgenden  Losungen  endete:  „Nieder  mit  dem  Kapitalismus,  der  dem
Reichtum und der Macht der Besitzenden Hekatomben von Menschen opfert!
Nieder mit dem Kriege! Durch zum Sozialismus!“

Die  Konferenz  stellte  schon  durch  ihr  Zustandekommen einen  wichtigen
Fortschritt dar. Anders als die Frauenkonferenzen vor dem Krieg erkannte
sie überhaupt nur der linke, gegen den Krieg eingestellte Flügel an. Aber es
zeigten  sich  bei  der  Mehrheit  der  Teilnehmerinnen  auch  zwei  wichtige
Schwächen und damit Differenzen zu den Bolschewiki, die durch Krupskaja
vertreten waren. Es fehlte die Erkenntnis, dass es an der Zeit war, sich von
der Sozialdemokratie loszusagen und eine linke Opposition aufzubauen, eine
neue Partei, die in einer Situation der Illegalität auch Arbeit machen konnte.
Die  Forderung,  den  imperialistischen  Krieg  in  einen  revolutionären
Bürger:innenkrieg  umzuwandeln,  was  die  tatsächlich  richtige
Schlussfolgerung aus dem beschlossenen Slogan gewesen wäre, wurde nicht
aufgestellt. Die russische Delegation stellte zu diesen Punkten zwar einen
Antrag, der wurde allerdings abgelehnt. Die Erkenntnis holte die führenden
Aktivistinnen zwar nach und nach ein,  als  sich die Spaltung vollzog und
immer klarer wurde, dass ein politischer und organisatorischer Bruch mit der
sozialdemokratischen  Führung  unumgänglich  war.  Ähnlich  wie  die
Konferenzen  von  Zimmerwald  und  Kiental  bildeten  die  internationalen
Frauenkonferenzen einen wichtigen Ausgangspunkt für die Sammlung der
revolutionären Internationalist:innen und die spätere Formierung der Dritten
Internationale.

Lehren
Die  Geschichte  der  Sozialistischen  Fraueninternationale  gibt  uns
heruntergebrochen  heute  Ansätze  für  fünf  wichtige  Aspekte.

Erstens: Wie muss eine Frauenbewegung aussehen, die auch in der Lage ist,
tatsächliche Verbesserungen zu erkämpfen? Und wie ist dieser Kampf mit
dem um eine revolutionäre Umwälzung verbunden? Die Auseinandersetzung



rund  um  das  Frauenwahlrecht  ist  ein  gutes  Beispiel  dafür,  was  eine
proletarische Frauenbewegung leisten kann, und zeigt auch, dass es selbst in
Situationen,  wo  man  mit  bürgerl ich-feminist ischen  Kräften
zusammenarbeiten kann,  sinnvoll  und notwendig ist,  sich klar  von ihnen
politisch und organisatorisch abzugrenzen.

Zweitens: die Frage von separater Organisierung. Auch wenn es sich hierbei
nicht um ein Prinzip handelt, so ist es doch interessant zu beobachten, wie
gerade  die  führenden  Frauen  und  die  Jugend  in  der  europäischen
Sozialdemokratie oft zum linken Flügel gehörten. Ziel einer Organisation ist
es, einen Rahmen zu schaffen, in dem alle Aktivist:innen gemeinsam handeln
können, aber es kann auch Situationen geben, wo es erfolgreicher ist, sich
separat  zu  organisieren  oder  eigene  Gremien  in  der  Organisation
einzufordern, um gegen soziale Unterdrückung auch innerhalb der Gruppe
vorzugehen.  So  formten  sowohl  die  Jugendinternationale  als  auch  die
Sozialistische  Fraueninternationale  wichtige  Sammelpunkte  des  Kampfes
gegen  die  reaktionäre  Politik  der  Sozialdemokratie  nach  1914.  Immer
sinnvoll ist es aber, in Organisationen einen Rahmen zu schaffen, um sich als
gesellschaftlich  Unterdrückte  zu  treffen  und  Probleme  auch  gesondert
besprechen und deren  Lösung vorantreiben  zu  können.  Ein  sogenanntes
Caucus-Recht bildet also auch eine wichtige Lehre und Errungenschaft.

Drittens:  Die  wirkliche  Frauenbefreiung  ist  eine  globale  Frage.  Die
Vernetzung der Kämpfe ist nicht nur sinnvoll und lehrreich, sondern stärkt
sie auch maßgeblich. Aber wenn es nur dabei bleibt, dann besteht die Gefahr,
wie  es  auch  bei  der  II.  Internationale  der  Fall  war,  dass  sich  nie  eine
länderübergreifende  Organisation  herausbildet,  die  als  Grundprinzip  das
internationale, gemeinsame Handeln verfolgt. Aktionen werden stärker und
können mehr an Fahrt aufnehmen, wenn es eine zentrale Koordination und
Vernetzung auf internationalem Niveau gibt. Selbst jetzt, ohne eine solche
Organisation und Vernetzung, sieht man, wieviel schlagkräftiger Kampfmittel
wie zum Beispiel Frauenstreiks werden, wenn sie international passieren und
sich gegenseitig in ihren Anliegen unterstützen (auch wenn es gerade sehr
dezentral und losgelöst erfolgt).

Viertens: Internationalismus ist nicht nur eine Frage der Effektivität, sondern



folgt auch daraus, dass der Klassenkampf – und damit logischerweise der der
proletarischen  Frauen  –  ein  globaler  ist.  D.  h.,  eine  neue  sozialistische
Frauenbewegung  darf  sich  nicht  auf  Fragen  der  Gleichheit  und
geschlechtlichen Unterdrückung beschränken, sondern muss fest auf dem
Boden eines Kampfprogramms gegen Imperialismus und Kapitalismus, eines
von Übergangsforderungen stehen.

Fünftens:  Neben  der  Erkenntnis,  dass  es  notwendig  ist,  innerhalb  der
bestehenden  bürgerlichen  bzw.  kleinbürgerlichen  Bewegung  für  eine
proletarische Frauenbewegung zu kämpfen, sehen wir diesen Kampf auch als
einen direkten Beitrag für eine neue Internationale. Die Führungskrise des
Proletariats und damit auch das Fehlen einer internationalen, revolutionären
Partei bedeutet, dass die Kämpfe, die in Bewegungen wie der der Frauen
geführt werden, auch das Potenzial gewinnen können, revolutionäre Kräfte
zu  sammeln  und  damit  auch  einen  Ansatzpunkt  für  so  eine  Partei  sein
können.  Auch  deshalb  ist  es  notwendig,  sich  auf  einer  klaren  und
revolutionären programmatischen Grundlage zu sammeln, um die Zuspitzung
innerhalb  der  Frauenbewegung  auch  für  den  Aufbau  einer  neuen
Internationalen  und  deren  revolutionäre  Ausrichtung  nutzen  zu  können.

Seit  der  Degeneration der  III.,  Kommunistischen und dem Scheitern der
Vierten  Internationale  ist  es  ein  zentrales  Problem,  dass  es  keine
revolutionäre  Internationale  und  politisch-programmatische  Kontinuität  in
der  Arbeiter:innenklasse  gibt.  D.  h.  der  Einfluss  bürgerlicher  und
kleinbürgerlicher  Ideologie  ist  ungleich größer  als  in  Perioden mit  einer
konstituierten  Massenbewegung der  Arbeiter:innenklasse.  Der  Kampf  um
eine proletarische, sozialistische Frauenbewegung ist daher untrennbar mit
dem Kampf um eine revolutionäre Internationale verbunden.

Die Sozialistische Fraueninternationale war bei allen Problemen nicht nur
historisch ungleich fortschrittlicher und weiter als die Bewegung heute, sie
stellt  auch  ein  anderes  Modell  dar.  Sie  stand  von  Beginn  an  auf  einer
klassenpolitischen, proletarischen Grundlage und verstand sich als Teil des
revolutionären Kampfes zur Befreiung aller Lohnabhängigen. Zugleich aber
entstand sie als Gegensatz zur bürgerlichen Frauenbewegung und am Beginn
der imperialistischen Epoche – und damit in einer, wo sich die Differenzen



zwischen dem reformistischen und dem revolutionären Flügel zuspitzten.

Dazu benötigen wir eine revolutionäre internationale Organisation auf klarer
programmatischer Grundlage,  die  es schafft,  sich an den Aufbau solcher
Strukturen zu machen. Die internationale Frauen- und LGBTQIA+-Bewegung
kann nur mit solchen langfristig erfolgreich sein, ihre Unterdrückung nicht
nur innerhalb des Systems zu bekämpfen, sondern auch das System an sich
aus den Angeln zu heben und damit tatsächliche Befreiung zu erwirken. Für
eine neue, revolutionäre Internationale!

Vom  Frauenstreik  zur
Internationale?
Leonie Schmidt (REVOLUTION, Gruppe Arbeiter:innenmacht, Deutschland)

In den letzten Jahren haben die weltweiten Krisen immer mehr zugenommen,
seien es Wirtschaftskrise, Pandemie, Umweltzerstörung oder aber (drohende)
Kriege. Ursache: der Kapitalismus. Die Kosten und Konsequenzen werden
natürlich auf den Rücken der Arbeiter_Innenklasse ausgetragen. Zusätzlich
dazu kommen rechtskonservative Kräfte in vielen Ländern an die Regierung
oder  rechte  Bewegungen  erlangen  mehr  Relevanz.  Oftmals  wollen  diese
Kräfte  traditionelle,  reaktionäre  Rollenbilder  vertreten  und  das  Kapital
stärken.

Die Wirtschaftskrise 2007/08 hat bereits für einen Rollback gegen Frauen
gesorgt,  aber  die  Corona-Krise  hat  diesen  zusätzlich  verstärkt:  erstens
aufgrund einer neuen Wirtschaftskrise, welche durch die zugespitzte Lage
katalysiert wurde; zweitens durch die Lockdowns, welche häusliche Gewalt
verstärkten,  sowie  die  Überlastung  der  Pflege,  in  welcher  ebenfalls
mehrheitlich  Frauen  beschäftigt  sind.
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Doch dieser Rollback stieß auch auf massenhaften Widerstand. In den letzten
Jahren  erlebten  wir  einige  große  Frauenstreiks  am  8.  März,  dem
Frauenkampftag,  die  sich  auch  international  formierten  und  Millionen
Menschen  auf  die  Straße  brachten.  Diese  begannen  2016  erstmalig  in
Lateinamerika im Rahmen der ursprünglich argentinischen Bewegung #Ni
Una Menos (Nicht eine mehr), welche sich vor allem auf die vielzähligen
Femizide bezog, und breiteten sich bis 2019 weltweit aus. So gingen am 8.
März 2018 in über 177 Ländern Menschen für die Rechte der Frauen auf die
Straße. Allein in Spanien streikten 2018 und 2019 6 Millionen Frauen gegen
sexuelle Gewalt, für gleiche Löhne und das Recht auf Selbstbestimmung über
den eigenen Körper. In der Türkei demonstrierten mehrere Tausende trotz
der großen Repression seitens des Erdogan-Regimes. In Pakistan beteiligten
sich  am  Aurat-Marsch  in  den  größeren  Städten  wie  Lahore,  Karatschi,
Hyderabad und Islamabad ebenfalls Tausende an den Aufmärschen. In der
Schweiz waren im Juni 2019 500.000 Personen auf der Straße. Im Dezember
2019  fingen  vornehmlich  Hausfrauen  in  Indien  an  zu  streiken.  Darüber
hinaus gab es in den letzten Jahren immer wieder große Proteste: Ob nun im
Rahmen des Women’s March in den USA oder des „schwarzen“ Protests
gegen  das  Verbot  von  Abtreibungen  in  Polen  –  überall  auf  der  Welt
demonstrierten Millionen Frauen für ihre Rechte.

In den Pandemiejahren 2020 und 2021 gingen die Proteste vor allem in den
imperialistischen Ländern zurück, während sie in den Halbkolonien weiterhin
auf die Straße getragen wurden. Ein weiteres Aufkeimen der feministischen
Proteste  in  dieser  Zeit  konnte  vor  allem  um  spezifische  Vorfälle  und
Forderungen beobachtet werden wie bspw. den Mord an Sarah Everard in
England im Frühjahr 2021, im Rahmen der Abtreibungsproteste gegen die
polnische Regierung und ihre Verbote oder die Anti-Taliban-Proteste und
deren  frauenfeindliche  Politik  in  Afghanistan.  Trotz  ihrer  enormen
Mobilisierungskraft hat es die Frauen*streikbewegung jedoch bisher nicht
geschafft,  ihre  Vernetzung  international  zu  vertiefen  und  während  der
Pandemie  aufrechtzuerhalten.  Sie  steht  selbst  an  einem  politischen
Wendepunkt.

Dennoch ist es natürlich wichtig, dass das Mittel des politischen Streikes



wieder  etwas  in  den  Vordergrund  gerückt,  Forderungen  verbreitet  und
Er fahrungen  im  Kampf  gesamme l t  werden  konn ten .  D ie
Frauen*streikbewegung  hätte  allerdings  insbesondere  im  Kampf  gegen
Pandemie und erneute Finanzkrise eine relevantere Rolle spielen können. Im
Rahmen der Rollbacks gegen die körperliche Selbstbestimmung haben sich
aber u. a. in Polen größere Bewegungen etabliert,  die weiterhin relevant
bleiben.  Das  mangelnde  Recht  auf  Abtreibung  stellt  nach  wie  vor  ein
internationales Problem dar und ist in den USA auch ein Thema, was zurzeit
zu Protesten mit tausenden Teilnehmer_Innen und viel Widerstand führt.

Was brauchen wir?
Für  eine  internationale,  erfolgreiche  Frauenbewegung  müssen  wir
anerkennen, dass der Kampf um Frauenbefreiung (und die Befreiung anderer
geschlechtlich  Unterdrückter)  eng  mit  dem  gegen  den  Kapitalismus
verknüpft  sein  muss,  denn  die  Frauenunterdrückung  wurzelt  in  der
Klassengesellschaft  und  ihre  materiellen  Ursachen  müssen  abgeschafft
werden,  um  diese  selber  vollständig  verschwinden  zu  lassen.

Einen Fokus stellt dabei die Reproduktionsarbeit in der Arbeiter_Innenfamilie
dar,  in  welcher  die  Ware  Arbeitskraft  (re)produziert  wird,  also  durch
Hausarbeit, Erziehung, Care-Arbeit etc., die wichtig für den Fortbestand des
Kapitalismus ist und vornehmlich von Frauen ausgeführt wird. Es ist dabei
wesentlich, deren Vergesellschaftung und gleiche Verteilung auf alle selbst
als  Teil  des  Klassenkampfes  zu  begreifen,  als  Kampf  der  gesamten
Arbeiter_Innenklasse.

Entgegen den bürgerlichen Vorstellungen einer alle Klassen umfassenden
Frauenbewegung muss berücksichtigt werden, dass es auch unter Frauen
gegensätzliche Klasseninteressen gibt und in dieser Bewegung nicht einfach
„ausgeglichen“  werden  können.  So  verfolgen  Frauen  des  (höheren)
Kleinbürgertums  und  der  Bourgeoisie  andere  Interessen,  wie  bspw.
Frauenquoten und Plätze in der Chefetage, während das für proletarische
Frauen nicht relevant ist. Während letztere um existenzsichernde und gleiche
Löhne kämpfen müssen, wollen bürgerliche „Schwestern“ und jene aus den
gehobenen Mittelklassen diese möglichst gering halten, um die Profite und



Einkommen ihrer eigenen Klasse zu sichern.

Ähnlich  wie  kleinbürgerliche  Ideologien  erkennen  sie  den  engen
Zusammenhang  von  Kapitalismus  und  Privateigentum  mit  der
Frauenunterdrückung  nicht,  von  der  Unversöhnlichkeit  der
Klassengegensätze  ganz  zu  schweigen.  Sie  erblicken  vielmehr  in  deren
ideologischen Ausdrucksformen (Stereotypen, Geschlechterrollen, sexuellen
Vorurteilen,  Heterosexismus  …  )  die  Ursache  der  Unterdrückung.  Ihre
Strategie  erschöpft  sich  in  verschiedenen  Formen  des  radikalen  oder
reformistischen  Feminismus,  was  ihre  relativ  privilegierte  Stellung  als
Kleineigentümer_Innen  oder  Akademiker_Innen  (Bildungsbürger_Innen)
gegenüber  der  Masse  der  werktätigen  Frauen  widerspiegelt.
Dementsprechend  ist  eine  klare  antikapitalistische  Ausrichtung  relevant
sowie  die  Verknüpfung  von  Kämpfen  der  Frauenbewegung  und  der
Arbeiter_Innenklasse.

Angesichts des globalen Rechtsrucks ist es dabei unbedingt notwendig, sich
als  ersten  Schritt  auf  gemeinsame  Forderungen  für  den  koordinierten
globalen Kampf zu einigen. Dafür schlagen wir folgende Eckpunkte vor:

1.  Vol le  rechtl iche  Gleichstel lung  und  Einbeziehung  in  den
Produktionsprozess!

Auch wenn gefeiert worden ist, dass nun fast überall auf der Welt Frauen
wählen dürfen, haben sie vielerorts nicht die gleichen Rechte. Das bedeutet
praktisch  beispielsweise  erschwerte  Scheidungsmöglichkeit  oder  keine
politische Teilhabe. Ein Verbot, arbeiten zu gehen oder dies nur von zuhause
aus tun zu können, bedeutet vollkommene ökonomische Abhängigkeit von
Partner oder Familie. Dort, wo diese Frauen nicht organisiert sind, müssen
wir die Gewerkschaften dazu auffordern, sie für unsere Reihen zu gewinnen.
Dies ist ein wichtiger Schritt,  der deutlich macht, dass auch sie Teil  der
Arbeiter_Innenklasse sind.

2. Gleiche Arbeit, gleicher Lohn!

Während  Reaktionär_Innen  versuchen,  den  Lohnunterschied  damit  zu
erklären, dass Frauen einfach in weniger gut bezahlten Berufen arbeiten,



weil sie angeblich „nicht so hart arbeiten können“ wie Männer, ist für uns
klar: Der Unterschied in der Lohnhöhe folgt aus der geschlechtsspezifischen
Arbeitsteilung,  die  der  Kapitalismus  reproduziert.  Der  Lohn  der  Frau
erscheint  bis  heute  in  den  meisten  Ländern  als  „Zuverdienst“  zum  Mann.

3. Selbstbestimmung über den eigenen Körper!

Ob  durch  re l ig iöse  Vorschr i f ten ,  rass is t i sche  Hetze  oder
Abtreibungsgegner_Innen:  Überall  auf  der  Welt  sind  Frauen  damit
konfrontiert, dass man versucht, über ihre Körper zu bestimmen. Deswegen
treten wir  dafür  ein,  dass sie  selbstständig entscheiden können,  was sie
anziehen dürfen oder ob sie schwanger werden oder bleiben wollen.

4. Recht auf körperliche Unversehrtheit!

Ob nun sexuelle Grenzüberschreitungen, Vergewaltigungen oder Femizide:
Gewalt gegen Frauen ist allgegenwärtig!

Dabei ist herauszustellen, dass dies ein internationales Problem verkörpert
und  nicht  auf  bestimmte  Regionen  bzw.  Religionen  beschränkt  ist,  wie
manche  Reaktionär_Innen  behaupten.  Es  ist  vielmehr  eine  Frage  der
gesellschaftlichen  Basis  und  politischen  Bedingungen,  wo  und  wie  stark
religiöse Vorstellungen zur Ideologie rückschrittlicher Bewegungen werden
und Einfluss gewinnen.

Doch  essentiell  ist  es,  die  Forderung  nach  Selbstverteidigungskomitees
aufzuwerfen, die in Verbindung mit der Arbeiter_Innenbewegung und den
Unterdrückten stehen. Der Vorteil  solcher Strukturen besteht darin,  dass
Frauen  nicht  passive  Opfer  bleiben  sollen,  sondern  man  ihnen  die
Möglichkeit gibt, sich aktiv gegen Unterdrückung zu wehren. Daneben ist die
Forderung nach Selbstverteidigungskomitees für Marxist_Innen wichtig, weil
wir nicht auf Polizei oder Militär als verlässliche Verbündete setzen können.
Diese stehen oft vielmehr auf der Seite der Täter oder sind selbst welche.
Außerdem schaffen Selbstverteidigungsstrukturen ein Gegengewicht gegen
ihr Gewaltmonopol und das des bürgerlichen Staates allgemein.

5. Vergesellschaftung der Hausarbeit!



Dies ist eine essentielle Forderung, um die Doppelbelastung von Frauen zu
beenden und letzten Endes auch einer der Schritte, die die geschlechtliche
Arbeitsteilung – und mit ihr die Stereotype beenden. Grundgedanke ist es,
die Arbeit, die wir tagtäglich verrichten, um uns zu reproduzieren (essen,
Wäsche  waschen,  Kindererziehung),  nicht  länger  im  stillen  Kämmerlein
alleine zu absolvieren,  sondern sie kollektiv zu organisieren und auf alle
Hände  zu  verteilen.  Diese  kann  dann  beispielsweise  in  großen
Wohneinheiten,  Kantinen  oder  Waschküchen  erfolgen.

Vom  Frauen*streik  zur  proletarischen
Frauenbewegung!
Diese Frauenbewegung muss multiethnisch und international sein, da das
Patriarchat und der Kapitalismus ein weltweites System darstellen und es in
den vorherrschenden kleinbürgerlich geprägten Feminismen oftmals nur um
„die westliche,  weiße cis-Frau“ geht.  Es ist  wichtig,  dass eben auch die
Belange  von  Frauen  aus  halbkolonialen  Ländern  oder  rassistisch
Unterdrücken in imperialistischen Staaten ins Zentrum gerückt werden, weil
sie  unter  besonders  heftigen Formen der  Ausbeutung leiden und,  global
betrachtet, den größten Teil der proletarischen Frauen ausmachen.

Des  Weiteren  darf  es  sich  nicht  nur  um  einen  losen  Zusammenschluss
handeln,  da  dessen  Mobilisierungspotential  zeitlich  ebenso  wie  in  der
Schlagkraft begrenzt ist, wenn es sich nur um unkoordinierte lokale bzw.
nationale Aktionen handelt.

Die Frauenbewegung steht dann letzten Endes vor zwei Aufgaben:

Erstens,  sich  als  globale,  organisierte  Bewegung  um gemeinsame  Ziele,
verbindliche  Aktionen  und  Kampagnen  zu  koordinieren.  Dazu  müssen
gemeinsame Bezugspunkte wie die obigen Forderungen gefunden, aber auch
gemeinsame Kämpfe verschiedener Strömungen geführt werden bspw. mit
der Organisierung und den Streiks in der Pflege, der Umweltbewegung oder
der gegen Rassismus. Beispielsweise könnte gerade der gemeinsame Kampf
mit  Pf legekräf ten  und  betrof fenen  Frauen  im  Rahmen  der
Abtreibungsproteste  relevant  werden.  Diese  Forderungen  müssen  in  die



Bereiche unseres alltäglichen Lebens getragen werden wie Schule, Uni und
Arbeit. Hier müssen wir uns dafür einsetzen, dass darüber nicht nur geredet
wird,  sondern auch konkrete Errungenschaften damit  einhergehen.  Dafür
müssen  Aktions-  und  Streikkomitees  aufgebaut  werden.  Mit  diesen
alltäglichen Forderungen wie bspw. Recht auf körperliche Selbstbestimmung
ist es revolutionäre Frauen möglich, einen gemeinsamen Kampf auch mit
Reformist_innen oder kleinbürgerlichen Feminist_innen führen.

Entscheidend  ist  jedoch,  welche  Klasse  einer  solchen  Bewegung  ihren
Stempel aufdrückt. Oben genannte Forderungen können dabei die Grundlage
für  den  Aufbau  einer  internationalen,  proletarischen  Frauenbewegung
bilden,  in  der Revolutionär_innen um politische Hegemonie und Führung
kämpfen.

Eng  damit  verbunden  damit  ist  eine  zweite  Aufgabe,  nämlich  für  eine
Internationale zu werben und die Notwendigkeit dieser Organisierungsform
aufzuzeigen. Eine Bewegung braucht nicht nur gemeinsame Forderungen,
sondern auch eine  Führung und klare  klassenpolitische Ausrichtung,  um
erfolgreich zu sein. Wohin lose, wenngleich dynamische Bewegungen führen,
können  wir  an  verschiedensten  Kämpfen  sehen:  seien  es  der  Arabische
Frühling,  Fridays  for  Future  oder  auch  die  Frauen*streikbewegung.  Die
Dominanz  bürgerlicher,  kleinbürgerlicher  oder  reformistischer  Kräfte  hat
diese Bewegungen selbst in eine Krise oder gar zum Scheitern geführt.

Revolutionäre  Frauen stehen daher  nicht  „nur“  vor  der  Aufgabe,  in  den
Frauen*streiks und anderen Foren und Kämpfen um eine klassenpolitische
Ausrichtung zu ringen.  Auch unter  jenen Kräften,  die  die  Notwendigkeit
einer  internationalen,  ja  selbst  einer  proletarischen  Frauenbewegung
anerkennen,  müssen  wir  zu  Konferenzen  aufrufen,  um  zu  gemeinsamen
Forderungen und international  koordinierten  Aktionen  zu  kommen.  Dazu
müssen  wir  auch  reformistische  Organisationen  wie  Linkspartei,  DGB-
Gewerkschaften oder selbst die SPD sowie feministische Gruppierungen und
Kampagnen aufrufen, um so vor allem deren Basis in die Aktion zu ziehen,
gemeinsame  Kämpfe  zu  führen  und  zugleich  praktisch  die  Fehler  der
reformistischen  Führung  offenzulegen.  So  kann  nicht  nur  die  aktuelle
Schwäche  der  Frauen*streikbewegung  überwunden  werden.



Die  gemeinsame  Aktion  und  der  Kampf  für  eine  internationale
Frauenbewegung  erfordern  auch  ein  internationales  Programm  und  den
Kampf für eine neue Arbeiter_Inneninternationale.  Dies ergibt sich schon
daraus,  dass  die  Frauenunterdrückung  selbst  untrennbar  mit  dem
kapitalistischen  System verbunden  ist,  also  nur  durch  den  Sturz  dessen
wirklich beseitigt werden kann. Daher ist der Kampf für eine proletarische
Frauenbewegung  untrennbar  mit  dem  für  eine  revolutionäre,  Fünfte
Internationale  verbunden.

Frauen  –  Verliererinnen  der
Pandemie
Lucretia Ramunkel (REVOLUTION, Österreich)/Katharina Wagner (Gruppe
Arbeiter:innenmacht, Deutschland)

Seit Beginn der Pandemie hat sich einiges geändert, vor allem für Frauen
und zwar nicht zum Besseren.

Die  globale  Wirtschaftskrise,  die  sich  auch  schon  vor  der  Pandemie
abzeichnete,  wurde durch sie deutlich verstärkt und synchronisiert.  Auch
wenn  in  den  imperialistischen  Nationen  deren  Auswirkungen  teilweise
mithilfe von Konjunkturpaketen, Kurzarbeiter:innengeld oder Corona-Hilfen
abgefedert werden konnten, so sieht es in halbkolonialen Ländern deutlich
anders aus. In allen Ländern führten die Maßnahmen zur massiven Zunahme
der Verschuldung. Gleichzeitig ging die Entwicklung mit einer Zuspitzung
der innerimperialistischen Konflikte einher.

Die  Pandemie  hat  in  vielerlei  Hinsicht  das  Leben  für  geschlechtlich
unterdrückte  Personen  verschlechtert,  etwa  durch  den  Verlust  von
Verdienstmöglichkeiten, den Anstieg an sexueller Gewalt und die erhöhte
Belastung durch die Sorgearbeit, um nur einige zu nennen.
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Arbeitslosigkeit und Einkommen
Schon ein Blick auf die Entwicklung von Arbeitslosigkeit und Einkommen
verdeutlicht, wie viel stärker Frauen von Krise und Pandemie betroffen sind.
E i n e m  U N - B e r i c h t  a u s  d e m  J a h r  2 0 2 1
(https://www.un.org/depts/german/millennium/SDG%20Bericht%202021.pdf)
zufolge  stiegen  2020  die  Arbeitslosenzahlen  um  33  Millionen  auf  220
Millionen. Weitere 81 Millionen schieden aus dem Arbeitsmarkt aus. 5 %
aller beschäftigten Frauen verloren ihren Arbeitsplatz (gegenüber 3,9 % der
Männer).

Die  Einbußen  konnten  teils  in  imperialistischen  Nationen  durch
Kurzarbeiter:innengeld  abgemildert  und  somit  einige  Entlassungen  auch
verhindert werden. Jedoch sieht das für den globalen Süden anders aus. So
verloren in Indien 47 % aller Frauen während des ersten Lockdowns im Jahr
2020 ihre Jobs (während nur 7 % der männlichen Arbeitskräfte dasselbe
S c h i c k s a l  t e i l e n )  ( Q u e l l e :
https://www.thehindu.com/news/national/tamil-nadu/more-women-lost-jobs-in
-the-pandemic-in-india-compared-to-men-says-expert/article38417389.ece).

In vielen Ländern haben die Menschen keinen Zugang zu staatlichen Hilfen.
Frauen sind auch überdurchschnittlich häufig von Entlassungen betroffen, da
ein großer Teil im sogenannten informellen Sektor tätig ist. Das bedeutet, sie
haben keinerlei Anspruch auf Entlohnung im Falle von Krankheit oder dem
Verlust ihres Jobs. So arbeiten z. B. im südlichen Afrika rund 92 % aller
weiblichen  Erwerbstätigen  ohne  jegliche  Absicherungsmaßnahmen  wie
Kündigungsschutz  oder  Lohnfortzahlung  bei  Krankheit.

Ökonomische Folgen
Ungleiche  Bezahlung  der  Geschlechter  ist  kein  Symptom der  Pandemie.
Jedoch wird der Einkommensunterschied durch diese vergrößert und damit
die ökonomische Abhängigkeit in Partnerschaften. Frauen sind vor allem in
Sektoren überrepräsentiert, die besonders hart von der Pandemie getroffen
wurden  und  traditionell  schlechter  bezahlt  werden:  Gastgewerbe,
Einzelhandel,  Tourismusbranche.  Außerdem  sind  sie  im  sogenannten

https://www.un.org/depts/german/millennium/SDG%20Bericht%202021.pdf


informellen Sektor und in prekären Beschäftigungsverhältnissen tätig.  So
haben sie in informellen Beschäftigungsverhältnissen während des ersten
Monats der Pandemie 70 % ihres Einkommens verloren. Zudem kommt, dass
viele Frauen teilzeit- oder in Mini-Jobs beschäftigt sind, da sie sich um den
Haushalt und die Kinder kümmern müssen. Selbst wenn man das Glück hat,
in einem Land zu leben, das die Einkommensausfälle abmildert, so haben
viele Frauen keinen Anspruch auf Gelder oder bekommen sehr viel weniger
als Männer. So hat in Deutschland beispielsweise nur jemand Anrecht auf
Kurzarbeiter:innengeld,  der/die in die Arbeitslosenversicherung eingezahlt
hat,  was bei Leuten nicht zutrifft,  die im informellen Sektor arbeiten. In
Europa sind mehr als 30 % der Frauen teilzeitbeschäftigt, was bedeutet, dass
sie weniger Arbeit„nehmer“:innenrechte, Gesundheitsschutz und Zugang zu
grundlegenden Leistungen genießen.

Auch Schließungen von Schulen und Kinderbetreuungseinrichtungen wirken
sich negativ auf das Einkommen von Frauen aus. Die Gesellschaft, die auf
einer traditionellen Rollenverteilung beruht und Politik für die klassische
Kernfamilie macht, bringt eine massive Mehrbelastung für die Frau während
der Pandemie mit sich. So sind es Frauen, die vor allem die Kinderbetreuung,
das  Homeschooling  und  die  Haushaltstätigkeiten  während  der
Ausgangsbeschränkungen übernommen haben. Die Mehrbelastung durch die
Sorgearbeit führte in vielen Fällen dazu, dass es ihnen nicht mehr möglich
war,  ihrer  Lohnarbeit  in  vollem  Umfang  nachzugehen.  Auf  Grund  der
geringeren  Lohnarbeitszeit  und  Sozialleistungen,  die  auf  das
Kernfamilienmodell ausgelegt sind, sind überdurchschnittlich häufig Frauen
von Altersarmut bedroht.

Kein  Wunder  also,  dass  die  Einkommensunterschiede  zwischen  den
Geschlechtern während der Pandemie weiter massiv zugenommen haben.
Laut  WEF  (Weltwirtschaftsforum)  verdienen  Frauen  weltweit
durchschnittlich nur 68 % dessen, was Männer für dieselbe Arbeit erhalten
würden. In Ländern mit der geringsten Kaufkraftparität sind es sogar nur
40 %. Und auch hier hat die Pandemie die Situation für Frauen deutlich
verschlechtert. Erste Untersuchungen deuten bereits darauf hin, dass das
Lohn- und Gehaltsgefälle sich im Zuge der Pandemie um 5 % vergrößert hat.



Gesundheitsbereich und Care-Arbeit
Auch  wenn  Frauen  ihre  Erwerbsarbeit  nicht  verlieren,  ist  das  ein
zweifelhaftes Glück. Bekanntlich stellt der Sozial- und Pflegebereich einen
wichtigen Beschäftigungssektor für Frauen dar. Weltweit stellen sie etwa
70 % des Personals in diesen Bereichen. Da sie es meistens sind, die sich
bezahlt oder unbezahlt um Kranke und Pflegebedürftige kümmern, sind sie
dem Virus stärker ausgesetzt. Die Mängel, die schon vor der Pandemie im
Pflegebereich  sichtbar  waren,  haben  sich  durch  ihr  Andauern  und  die
unzureichende  Zuwendung  seitens  der  Politik  massiv  verschärft.  Die
schlechte Bezahlung im Pflegebereich und die fehlende Anerkennung hatte
auch schon vor der Pandemie einen Fachkräftemangel nach sich gezogen.
Durch die psychische und physische Belastung, der ständigen Angst vor einer
Ansteckung und der schwierigen Vereinbarkeit von Beruf und Familie haben
viele Pflegekräfte in den letzten Pandemiejahren gekündigt. Hinzu kommt die
Anfeindung durch Coronaleugner:innen und Impfgegner:innen. So denkt in
Deutschland mittlerweile jede 3. Person von den 1,8 Millionen Menschen, die
in der Pflege beschäftigt sind, über einen Berufswechsel nach.

Da  ein  großer  Teil  der  Kapazitäten  im  Gesundheitsbereich  mit  der
Bekämpfung von Covid-19 ausgelastet ist, ist in vielen Teilen der Welt der
Zugang zu reproduktiver medizinischer Versorgung für Frauen noch weiter
eingeschränkt. Ein Anstieg der Mütter- und Kindersterblichkeit ist klar zu
erkennen.  Dies  sieht  man  vor  allem  in  halbkolonialen  Ländern.  In
Bangladesch, Nigeria und Südafrika wurde 2021 ein Anstieg von 30 % bei
der  Sterblichkeit  von  Müttern  und  Neugeborenen  verzeichnet.  Auch  die
Schwangerschaftsvorsorgeuntersuchungen  haben  sich  vielerorts  aufgrund
mangelnder  Ausstattung  und  personeller  Kapazitäten  verringert.  Durch
Lockdowns  sind  Angebote  dafür  wie  für  Familienplanung  deutlich
eingeschränkt.  Seit  Beginn  der  Pandemie  und  damit  einhergehenden
Schließungen von Schulen und Anlaufstellen ist der Zugang zu Aufklärung,
Verhütungsmitteln  und  sicheren  Schwangerschaftsabbrüchen  deutlich
eingeschränkt. In Gauteng beispielsweise, Südafrikas bevölkerungsreichster
Provinz,  ist  seit  Beginn  der  Pandemie  die  Anzahl  der  Kinder,  die  von
jugendlichen Müttern geboren wurden, um 60 % gestiegen.



Gewalt gegen Frauen
Verdienstausfälle  und  dadurch  geschaffene  existenzielle  Sorgen  sowie
Quarantäne  und  Einschränkungen  der  Bewegungsfreiheit  haben  einen
massiven Anstieg an häuslicher Gewalt mit sich gebracht. Allein in der EU
wurde in den ersten Monaten der Pandemie eine Zunahme von Notrufen
wegen häuslicher Gewalt um 60 % registriert. Die ökonomische Abhängigkeit
und eingeschränkte Bewegungsfreiheit erschwert es davon Betroffenen, dem
zu entkommen.  Auch  die  Angebote  von  Schutzräumen,  welche  trotz  der
Istanbul-Konvention schon vor der Pandemie unzureichend waren, wurden in
vielen Ländern eingeschränkt oder ganz gestrichen.

Mit  dem Anstieg  häuslicher  und sexistischer  Gewalt  geht  auch einer  an
Femiziden einher.  In  Mexiko beispielsweise  wurden 2021 922 Morde an
Frauen  als  Femizid  eingestuft.  2020  waren  es  893  Frauen.  Auch
Schulschließungen  ziehen  drastische  Folgen  mit  sich.  Denn  das  Risiko,
dadurch geschlechtsspezifischer Gewalt ausgesetzt zu , steigt dramatisch. In
Somalia beispielsweise nahm durch die Pandemie die Zahl der weiblichen
Genitalverstümmelungen  um  31  %  zu(Bevölkerungsfonds  der  Vereinten
Nationen)  erlitten  haben.

Geschlechtsspezifische Arbeitsteilung
Die  Ursachen  für  all  diese  Verschlechterungen  müssen  im  Kontext  der
kapitalistischen  Produktionsweise  und  der  geschlechtsspezifischen
Arbeitsteilung betrachtet werden, bei der die Frau auf die Tätigkeit in der
sogenannten Reproduktionsarbeit fixiert ist, auf Aufgaben zur Erhaltung des
unmittelbaren Lebens wie Kindererziehung, Pflege von Familienangehörigen
oder Hausarbeit im privaten Umfeld. In den allermeisten Fällen handelt es
sich hierbei um unbezahlte und aus Sicht des Kapitals unproduktive Arbeit,
da sie keinen Mehrwert generiert. Demgegenüber übernimmt der Mann die
produktiven Arbeiten. Mit Entstehung der bürgerlichen Familie als Norm,
welche sowohl ideologisch als auch repressiv gegenüber anderen modernen
Formen  durchgesetzt  und  verteidigt  wird,  reproduziert  sich  die  eben
angesprochene  geschlechtsspezifische  Arbeitsteilung  bis  heute  weiter.



Der Kapitalismus hat sich diese lange vorher existierende zunutze gemacht,
indem der Mann einen sogenannten „Familienlohn“ erhält und die Frau quasi
als „Zuverdienerin“ das familiäre Haushaltsvermögen aufstockt. Dies erklärt
den weiterhin herrschenden Lohnunterschied (Gender Pay Gap) zwischen
Männern und Frauen. Global betrachtet stimmt dieses Modell schon lange
nicht mehr mit der Realität überein. In vielen Fällen ist nämlich die Frau
mittlerweile Hauptverdienerin und ein Lohn oft nicht ausreichend, um das
Überleben  der  Familie  zu  sichern.  Dennoch  trägt  auch  dieser  Umstand
weiterhin  zur  Fest igung  der  bürgerl ichen  Famil ie  und  der
geschlechtsspezifischen  Arbeitsteilung  bei.

Reserve
Denn  Frauen  werden  von  Kapitalist:innen  als  sogenannte  Reservearmee
gesehen, was auch ihre stärkere Betroffenheit in Krisenzeiten erklärt. Sie
besteht aus Menschen, die in konjunkturell starken Phasen eingestellt und in
Krisenzeiten wieder schnell entlassen werden können. Dann wird auch gerne
die Reproduktionsarbeit aus Kostengründen zurück ins private Umfeld und
somit  unentgeltlich  verlagert.  Dadurch  entsteht  wiederum  eine  stärkere
Doppelbelastung aus Erwerbs- und Sorgearbeit für Frauen. Einher geht auch
eine  zunehmende  Abhängigkeit  vom  Partner,  was  es  oftmals  unmöglich
macht,  diesen  Rollen  zu  entkommen.  Auch  in  der  Pandemie  ist  dieser
Rollback deutlich zu sehen.

Diese veralteten Rollenbilder reproduzieren und verstärken eine Spaltung
zwischen  Mann  und  Frau  zugunsten  des  Kapitals.  So  ist  es  auch  nicht
verwunderlich, dass Frauen härter von den Folgen der Pandemie betroffen
sind.  Deshalb darf  ihre Lage nicht  losgelöst  vom kapitalistischen System
betrachtet  werden,  in  dem  wir  uns  befinden.  Ein  System,  das  von  der
Ausbeutung profitiert, kann niemals die Lösung für eben jene Problematik
liefern. Denn für Marxist:innen handelt es sich beim Kapitalismus nicht nur
um  ein  Produktions-,  sondern  ein  Gesellschaftssystem,  welches  alle
Lebensbereiche durchdringt und unser Denken und Handeln bestimmt. Das
ist  klar erkennbar in den Geschlechterrollen,  die uns zugeschrieben, uns
anerzogen werden und sich dadurch weiter reproduzieren.



Wofür kämpfen?
D a  i n  e i n e m  S y s t e m ,  d a s  a u f  A u s b e u t u n g  b e r u h t ,  k e i n e
Geschlechtergerechtigkeit möglich ist muss der Kampf um Verbesserungen
als Teil eines umfassenderen um vollständige Befreiung verstanden werden.
Er muss international organisiert sein und mit dem gegen den Kapitalismus
verknüpft werden. Selbst wenn sich die Lage der Frau von Land zu Land
deutlich unterscheidet, müssen einige Forderungen international aufgestellt
werden.

Wir fordern gleiche Löhne für gleichwertige Arbeit und einen Mindestlohn,
der zum Überleben reicht. Die Abschaffung des informellen Sektors muss auf
die  Tagesordnung  gesetzt  werden.  Solche  und  andere  prekäre
Arbeitsverhältnisse  müssen  durch  Einführung  von  Tariflöhnen  und
Kollektivverträgen  verschwinden,  die  Beschäftigten  voll  in  solche
„Normalarbeitsverhältnisse“  integriert  werden.  Die  Kontrolle  über  die
Umsetzung dieser Maßnahmen und die Sicherung der Gehälter muss in der
Hand  der  Arbeiter:innenklasse  und  der  Gewerkschaften  liegen.  In  einer
Pandemie wie dieser ist es auch wichtig, einen Entlassungsstopp und bei
Schließungen  ganzer  Branchen  die  Auszahlung  voller  Löhne  zu  fordern.
Außerdem brauchen wir einen weitläufigen Ausbau des Gesundheitssystems,
der  Altersvorsorge,  von  Kitas  und  Schulen  als  Teil  eines  Programms
gesellschaftlich  nützlicher  Arbeiten  unter  Kontrolle  der  Lohnabhängigen,
bezahlt aus den Profiten der Unternehmen.

Um Frauen vor psychischer und physischer Gewalt zu schützen, bedarf es
d r i n g e n d  d e s  A u s b a u s  v o n  S c h u t z r ä u m e n  u n d  v o n
Selbstverteidigungsstrukturen. Wir fordern ebenso eine rechtliche Gleichheit
und ein Recht auf Scheidung sowie auf sichere, durch Krankenkassen bzw.
den Staat bezahlte Abtreibung und körperliche Selbstbestimmung. Auch der
kostenlose  Zugang  zu  Verhütungsmitteln,  Aufklärung  und  medizinischer
Versorgung muss gewährleistet sein.

Der  Kampf  gegen  die  Folgen  von  Pandemie  und  Krise,  von  denen
lohnabhängige Frauen besonders hart getroffen werden, hat aber auch zu
vielen  Abwehrkämpfen  und  Bewegungen  geführt,  wo  Arbeiterinnen  an



vorderster Front standen. Diese zeigen, dass Frauen nicht in erster Linie
Opfer  und  Betroffene,  sondern  vor  allem  Kämpferinnen  sind.  Die
Frauen*streiks der letzten Jahre, die Bewegungen im Gesundheitssektor und
Frauen,  die  in  Afghanistan  unter  extremen  Bedingungen  ihre  Rechte
verteidigen – sie alle zeigen, dass vor unseren Augen auch die Basis für eine
neue internationale proletarische Frauenbewegung entsteht.

Lasst uns gemeinsam für die Abschaffung des Kapitalismus und für
eine vollständige Frauenbefreiung kämpfen! Für den Aufbau einer
internationalen, proletarischen Frauenbewegung!

Corona-Gefahr  und  Zunahme
häuslicher  Gewalt  –  wie
bekämpfen wir sie?
Jonathan Frühling, zuerst erschienen auf arbeiterinnenmacht.de

Oft wird behauptet, die bürgerliche Familie sei ein Ort der
Geborgenheit, des Schutzes und der engsten Solidarität in der
Gesellschaft. Doch hinter dieser trügerischen Fassade verbirgt sich eine
hässliche Fratze, für viele Kinder und Frauen oft tägliche Realität. Um
sich des Ausmaßes häuslicher Gewalt bewusst zu werden, müssen wir nicht
in die Ferne blicken, auf Länder wie Indien oder Kolumbien.

Selbst die Berichte der Bundesregierung belegen, dass in
Deutschland 40  Prozent  aller  Frauen seit  ihrem sechzehnten  Lebensjahr
physische
und/oder sexuelle Gewalt erleben mussten. Jeder vierten Frau wird dieses
Verbrechen von ihrem eigenen (Ex-)Partner angetan. Alleine in Deutschland
betrifft das jedes Jahr ca. 115.000. Diese Gewalt passiert überwiegend bei
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den
Opfern zuhause. Der eigene Wohnraum stellt also oft keinen Schutzraum für
Frauen und Kinder, sondern für den Täter dar, indem Unterdrückung und
Gewaltverbrechen vor der Öffentlichkeit verborgen bleiben.

Drohende Zunahme
Während der Corona-Krise sind die Menschen fast
ausschließlich  zuhause,  haben  keinen  körperlichen  Ausgleich  und  sind
oftmals
frustriert, weil sie in wirtschaftlichen Schwierigkeiten stecken. Der reale
Druck  auf  die  Masse  der  Bevölkerung  nimmt  zu,  wie  auch  die  soziale
Isolierung.

Zudem haben viele Betriebe sowie Bildungs- und
Betreuungseinrichtungen  ihre  Türen  momentan  geschlossen,  was  die
Situation
weiter verschärft. Das erhöht das Potential für häusliche Gewalt drastisch.
Auch der vermehrte Alkoholkonsum steigert das Aggressionspotential.

Selbst bürgerlich-konservative Zeitungen, wie die Bild oder die FAZ,
sehen sich in dieser Situation genötigt, über das Thema zu berichten.
Wie real eine drohende Zunahme von Gewalt gegen Frauen ist, belegen auch
die  Erfahrungen  Chinas  in  den  letzten  Monaten.  Laut  einer  Pekinger
Frauenrechtsorganisation
war die Zahl von Frauen, die sich während der verordneten Quarantäne an
Hilfsorganisationen gewandt haben, dreimal so hoch wie sonst). Ähnliche
Zahlen sind bereits aus Spanien, Italien und Südkorea bekannt und
deshalb auch für Deutschland und andere Länder zu erwarten.

Welchen  Problemen  sehen  sich  Frauen  und
Kinder momentan
ausgesetzt?
Besonders oft sind Frauen von physischer Gewalt betroffen. Einige
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Frauen suchen jedoch auch Hilfe, weil sie bevorstehende physische
Angriffe von Familienmitgliedern befürchten. Ein großes Problem ist
darüber hinaus Kontrolle und Stalking über das Internet.

Die  immer noch existierende geschlechtsspezifische Arbeitsteilung in  der
Familie sieht vor, dass die Frau den größten Teil der Reproduktionsarbeit
leisten  muss.  Dazu  gehören  die  Betreuung  und  Erziehung  der  Kinder,
Kochen, Putzen und Waschen. Durch die Corona-Krise fällt noch mehr dieser
Arbeiten  in  den  privaten  Bereich,  da  fast  ausschließlich  in  der  eigenen
Wohnung gegessen wird und die Kinder und Jugendlichen zuhause bleiben
müssen.  Die  Schließung  von  Bildungs-  und  Betreuungseinrichtungen  hat
außerdem dafür gesorgt, dass weibliche Beschäftige aus ihren Jobs gedrängt
werden,  um zuhause  auf  die  Kinder  aufzupassen.  Geringverdiener_Innen
müssen mit noch weniger Geld über die Runden kommen.

Zudem werden viele Frauen bei der Reproduktionsarbeit
verstärkt kontrolliert und zurechtgewiesen, wenn ihre Partner ebenfalls
überwiegend zuhause sind. Zusätzlich steigt für Frauen der Leidensdruck,
weil
sie  aufgrund der  Krise  keine Bekannten treffen können,  die  ihnen sonst
Beistand
leisten würden.

Für Kinder und Jugendliche tun sich ähnliche Probleme auf.
Sie sehen sich den ganzen Tag mit ihren Eltern konfrontiert, deren Regime
sie
sich unterordnen müssen. Es fehlt ihnen jeglicher Ausgleich, wie Schule,
sportliche Aktivitäten oder das Treffen von Gleichaltrigen in der Freizeit.
Auch sie sind vermehrt körperlicher Gewalt und Unterdrückung ausgesetzt,
was
sich massiv auf ihre körperliche und psychische Verfassung auswirkt.

Inanspruchnahme von Hilfe?
Ein großes Problem ist auch, dass die betroffenen Frauen
während strikter Ausgangsbeschränkungen kaum Hilfsangebote in Anspruch
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nehmen
können. In Italien sind nämlich z. B. nur die Wege zur Arbeit, zum
Supermarkt oder zum/r Arzt/Ärztin erlaubt. Zudem ist es für die Frauen
schwieriger,  eine Beratungsstelle aufzusuchen, wenn der Täter die ganze
Zeit
zuhause ist und Bescheid weiß, wie lange die Frau das Haus verlässt.

Frauenhäuser und Beratungsstellen stellen sich vor allem für
die  Zeit  nach  der  Corona-Krise  auf  einen  stark  erhöhten  Andrang  ein.
Allerdings
sind die Frauenhäuser schon zu „normalen“ Zeiten total überlaufen. Laut der
Istanbuler-Konvention, die die Mitgliedsstaaten der Europäischen Union zum
Kampf  gegen Gewalt  gegen Frauen verpflichtet  und die  Deutschland im
Oktober
2017 ratifiziert hat, müssten hierzulande 21.400 Betten in Frauenhäusern
bereitstehen.  Die  geforderten  Maßnahmen  wurden  jedoch  nie  auch  nur
ansatzweise
umgesetzt. 

Momentan sind es aber gerade mal 6.800! Deshalb ist es
gängige Praxis, dass Frauen zu ihren gewalttätigen Partnern zurückgeschickt
werden. Auch eine angemessene psychische Betreuung findet unter diesen
Umständen zumeist nicht statt. Im Zug der Corona-Krise wird der Mangel
auch
noch dadurch verschärft, dass das Personal nicht überall in voller Besetzung
zur Arbeit erscheint.

Gründe für Gewalt
Allerdings ist der Anstieg von häuslicher Gewalt, wenn
Menschen vermehrt  Zeit  auf  engem Raum verbringen,  kein  unbekanntes
Phänomen.
Die meisten Menschen kennen zumindest  den alljährlichen Familienstreit
während
der angeblich so besinnlichen Weihnachtszeit. Auch die extremen Formen
der



häuslichen Gewalt nehmen während dieser Zeit nachweislich zu.

Die tiefere Ursache der häuslichen Gewalt ist in der
systematischen  Unterdrückung  der  Frauen  in  der  Klassengesellschaft  zu
suchen.

Im Kapitalismus ist die Trennung von gesellschaftlicher
Produktion und privater Hausarbeit dabei grundlegend – jedenfalls was die
Lage
der proletarischen Frauen betrifft. Die Reproduktionsarbeit wird zu großen
Teilen  privat  verrichtet.  Die  ungleiche  Entlohnung  von  Arbeiterinnen
verglichen
mit Arbeitern manifestiert sich im Gender Pay Gap und damit größerer
finanzieller Abhängigkeit.

Die bürgerliche Familie sowie die geschlechtsspezifische
S o z i a l i s i e r u n g  s i n d  e b e n f a l l s  M e c h a n i s m e n ,  u m  d a s
Unterdrückungsverhältnis
aufrechtzuerhalten  und  auch  im  Bewusstsein  von  Mann  und  Frau  zu
reproduzieren.
Obwohl gesellschaftlich, erscheinen sie als „natürlich“. Physische Gewalt, mit
der Frauen eingeschüchtert und gefügig gemacht werden, gehört untrennbar
zu
diesem Verhältnis, es stellt dessen gewalttätigen Ausdruck dar.

Forderungen und Perspektive des Kampfes
Der Ausbau von Frauenhäusern und Beratungsstellen ist längst
überfällig und sollte nun das Gebot der Stunde sein. Das schließt auch mit
ein,
die  Technik  und  das  Personal  für  eine  Ausweitung  der  telefonischen
Beratung  zur
Verfügung zu stellen. Damit schnell Erfolge erzielt werden können, sollte
Leerstand, wie z. B. auch nicht ausgelastete Hotels oder Luxusvillen,
requiriert und für diese Zwecke genutzt werden. Frauenhäuser und
Beratungsstellen müssen zudem sofort in die Liste systemrelevanter Berufe



aufgenommen werden – und zwar international.

Das neoliberale Dogma der heutigen Zeit hat den Druck auf
Frauen schon vor der Corona-Krise massiv verschärft. In Deutschland gibt es
z. B. nicht genügend Kita-Plätze, weil der soziale Bereich systematisch
vernachlässigt wird. Auch die Ausweitung des Billiglohnsektors, wie z. B.
die flächendeckende Einführung von Minijobs, hat die ökonomische Situation
von
Frauen weiter verschlechtert und deren Doppelbelastung durch Beruf und
Hausarbeit  verschärft.  Deshalb  muss  auch  für  politische  Forderungen
eingetreten
werden. Gleiches Geld für gleichwertige Arbeit ist dabei natürlich essenziell.
Flächendeckende Kitas und Betreuung nach der Schule würden es Frauen
leichter
machen, sich von ihren Männern zu trennen und als Alleinerziehende zu
leben.
Mindestlohn,  höheres  Arbeitslosengeld  und  günstigerer  Wohnraum  sind
deshalb
auch wichtig.

Um diese Forderungen an den Staat durchzusetzen, darf es
aber nicht bei Appellen bleiben. Wir müssen schon selbst aktiv werden und
eine
Bewegung aufbauen, die diese Ziele auch durchsetzen kann.

Ein wichtiger Aspekt wird dabei auch die Bildung von Schutzstrukturen sein,
die  vor  allem von  lohnabhängigen  Frauen gebildet  werden und von  der
Arbeiter_Innenbewegung  –  von  Gewerkschaften,  linken  Parteien  und
Organisationen  –  initiiert  und  unterstützt  werden  sollen.  Dies  wäre  ein
wichtiger Schritt, um entschieden gegen gewalttätige Männer vorgehen zu
können. Solidarische Männer sollen solche Initiativen natürlich unterstützen.
Auf  eine  Polizei,  die  Hilferufe  von Frauen bekanntermaßen ignoriert,  ist
nämlich kein Verlass.

An dem hier behandelten Thema zeigt sich auch, wie wichtig
es ist, dass die Lohnabhängigen für entschiedene Maßnahmen gegen die



Corona-Krise eintreten und dabei eigene Kontrollorgane zur Umsetzung und
Überwachung  dieser  Forderungen  schaffen.  Denn  nur,  wenn  die
Bevölkerungsmehrheit
diese  kontrolliert,  kann  dafür  gesorgt  werden,  dass  die  getroffenen
Maßnahmen
uns Lohnabhängigen zugutekommen.

Die Regierung verfolgt dagegen vor allem das Ziel, mit ihrem
600 Milliarden Euro (!)  schweren Rettungsschirm die Liquiditätsprobleme
der
Unternehmen zu lösen. Das zeigt sich z. B. auch daran, dass nur ein
kleiner  Teil  dieses  Geldes  für  einen  Ausbau  des  Gesundheitssystems
eingesetzt
werden soll. Zudem wäre eine politische Beteiligung nur logisch, da das Geld
letztlich aus unseren Steuerzahlungen stammt bzw. die Kredite mit unseren
Steuern zurückbezahlt werden müssen. Aber wie immer bleibt die deutsche
„Demokratie“ nur eine Farce. Wir müssen uns deshalb aktiv dafür einsetzen,
dass
der  Corona-Rettungsschirm nicht
Großkonzernen, sondern z. B. von Gewalt betroffenen Frauen zugutekommt.

Letztlich lässt sich das Patriarchat und damit die Gewalt
gegen  Frauen  aber  nur  überwinden,  wenn  die  Reproduktions-  und
Sorgearbeit
vergesellschaftet und von beiden Geschlechtern gleichermaßen erledigt wird.
Der
Kapitalismus  jedoch  profitiert  davon,  wenn  diese  gesellschaftlich  sehr
wichtige
Aufgabe von Frauen privat und vereinzelt innerhalb der bürgerlichen
(Klein-)Familie verrichtet wird. Ihre Überwindung und Ersetzung durch eine
höhere gesellschaftliche Organisation des  Zusammenlebens muss deshalb
Hand in
Hand mit einer Überwindung des Kapitalismus gehen. Das würde auch dazu
führen,
dass Frauen sich gleichermaßen wie Männer auf ihre berufliche Laufbahn



fokussieren können. Dafür brauchen wir eine sozialistische, proletarische
Frauenbewegung als Teil einer antikapitalistischen Bewegung.

Notruf
Hilfetelefon  „Gewalt  gegen  Frauen“  (Rund  um  die  Uhr,  anonym,  in  18
Sprachen): 08000 116 016

Hilfetelefon „Sexueller Missbrauch“ (montags, mittwochs und
freitags von 9 bis 14 Uhr sowie dienstags und donnerstags von 15 bis 20
Uhr): 0800
22 55 530

„One  Billion  Rising“  –
Aktionstag  gegen
Frauenunterdrückung

…und du?

Am 14. Februar rufen Aktivist_innen zu einem internationalen Aktionstag
gegen Frauenunterdrückung auf. Unter dem Slogan „One Billion Rising“soll
ein Zeichen gegen Sexismus und Gewalt an Frauen gesetzt werden. Eine
Milliarde deshalb, weil laut Statistiken ein Drittel aller Frauen und Mädchen
in ihrem Leben Opfer von Vergewaltigungen oder Mißhandlungen werden.

Auch in Deutschland sagt jede zweite Frau von sich, dass sie schon einmal
von einem sexistischen Übergriff betroffen war. Wer sich allerdings einmal
die Gehaltsunterschiede zwischen Männern und Frauen ansieht; wie viele
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Frauen in Teilzeit arbeiten und wie viele Männer im Vergleich dazu; oder wie
viele  Frauen  politische  Positionen  im  Vergleich  zu  Männern  bekleiden,
der/die wird feststellen, dass Sexismus in unserer Gesellschaft System hat
und nicht „nur“ 50% der Frauen davon betroffen sind.

Schmierige und frauenfeindliche Sprüche von Politikern wie Brüderle, wie sie
in  der  aktuellen  Debatte  diskutiert  werden  sind  also  nicht  „das  letzte
Überbleibsel“ von Sexismus in unserer Gesellschaft. Sie sind nur die Spitze
des Eisbergs. Die Heuchelei, mit der das Thema von den öffentlichen Medien
aufgegriffen wird, zeigen das ganz eindeutig. Da gehört es auch einmal zum
guten Ton, dass man ungeniert sagen kann, dass „Frauen mit Miniröcken ja
zu anzüglichen Sprüchen oder Vergewaltigung auffordern würden“.

Solche  Aussagen  spiegeln  letztlich  wieder,  dass  Frauen  im  Kapitalismus
selbst  zur  Ware  erklärt  werden.  Sie  werden  in  Werbungen  und  Medien
idealisiert,  sexualisiert  und  käuflich  dargestellt.  Der  traurige  Höhepunkt
dessen sind Menschenhandel, Zwangsprostitution und Vergewaltigung.

Vom Sexismus  profitieren  allerdings  nicht  „die  Männer“  im eigentlichen
Sinne. Es sind die Kapitalisten, sowohl weibliche, als auch männliche. Sie
profitieren davon, indem sie die Löhne niedrig halten und die Arbeiterschaft
politisch spalten. Dazu kommt, dass mit ideologischen Kampfansagen, wie
der des „lieben Frauchens am Herd“ versucht wird,  Frauen neben einer
schlechteren Bezahlung auch noch die unbezahlte Haus- und Pflegearbeit in
der Familie aufzubürden. Während die Kapitalist_innen also riesige Gewinne
in der gesellschaftlichen Produktion machen, erklären sie die Reproduktion
eben dieser Gesellschaft zur Privataufgabe der Frau.

Dagegen wollen wir am 14. Februar protestieren und rufen alle – ob Frau,
Mann oder Transgender, ob alt oder jung – dazu auf, gemeinsam mit uns ein
Zeichen gegen Sexismus zu setzen.

Als revolutionäre Jugendorganisation reichen uns „nur“ Zeichen allerdings
nicht aus. Denn auch den Frauen, die aktiv für ihre Rechte und gegen dieses
System kämpfen,  seien es  die  Revolutionärinnen auf  dem Tahirplatz,  die
streikenden Textilarbeiterinnen in Pakistan oder die Frauen in Griechenland,



geht  es  nicht  nur  um  „Zeichen“.  Wir  wollen  eine  antikapitalistische
proletarische Frauenbewegung aufbauen, aber Aktionen wie am 14. Februar
oder dem 8. März können ein Anfang dafür sein!

Ausgrenzung  und  Befreiung  in
Saudi Arabien
Das  Saudi-Arabische  Regime  hat  Pläne  bekannt  gegeben,  nach  denen
industrielle Zonen nur für Frauen geschaffen werden sollen, dies wird die
strikte  Trennung  von  Männern  und  Frauen  in  dem  Land  noch  weiter
verfestigen.

 

In Saudi-Arabien gibt es bereits getrennte Schulen,  Universitäten,  Büros,
Restaurants  und  Eingänge  zu  öffentlichen  Gebäuden.  Frauen  wird  der
Führerschein verweigert und sie dürfen das Haus nur in Begleitung eines
männlichen Verwandten verlassen.

Gewaltsame  Unterdrückung  gegen
Frauen, die den extrem repressiven
Gesetzen  in  Saudi  Arabien  nicht
folgen,  ist  alltäglich

Bei solch strengen Gesetzen, die bestimmen, welche Kleidung Frauen tragen
dürfen, was sie tun und wohin sie gehen dürfen, ist es kein Wunder, dass nur
1 5 %  d e r  A r b e i t e n d e n  w e i b l i c h  s i n d  –  o b w o h l  6 0 %  d e r
Hochschulabsolvent_innen Frauen sind.  Von diesen Akademikerinnen sind
78%  arbeitslos  –  der  herschende  Familienclan  weiß,  dass  dies  soziale
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Unruhen auslösen kann.

Klingt  diese extreme Ausgrenzung nicht  bekannt?  Durch die  „Jim Crow“
Gesetze im Süden der USA gab es massive rassistische Ausgrenzung und
getrennte  Einrichtungen  für  Weiße  und  Schwarze  unter  der  Floskel
„Getrennt aber Gleich“. In Wahrheit waren die Einrichtungen alles andere als
gleich.

Durch  die  Einführung  von  „Nur-Frauen“  Arbeitsplätzen,  welche  die
gesellschaftliche  Spaltung  nur  noch  vergrößert,  wird  nichts  gegen  die
fundamental sexistische Basis dieser Geselllschaft getan.

Diese Arbeitszonen werden nur das Recht der Männer, nämlich das Leben
der Frau zu diktieren, verfestigen und gleichzeitig die Stellung der Frauen
als massiv unterdrückte gesellschaftliche Schicht beibehalten.

Ähnlich  wie  in  den  60ern  in  den  USA  müssen  die  saudischen  Frauen
Widerstand  leisten  gegen  die  Pläne,  nach  denen  sie  in  Arbeitsghettos
zusammengedrängt  werden  sollen.  Sie  müssen  dabei  von  einer
internationalen  Solidaritäts-Bewegung unterstützt  werden.  Sie  sollten  die
Gleichstellung vor dem Gesetz, das Recht auf gleiche Arbeit und das Recht
auf Führungspositionen fordern.

Eine  solche  Bewegung  aufzubauen  wird  keine  einfache  oder  schnelle
Aufgabe sein – trotzdem ist es unbedingt notwendig. Die Proteste während
des „Arabischen Frühlings“ haben die Möglichkeit  für Widerstand in der
Saudi  Arabischen  Gesellschaft  bewiesen.  Der  jetzige  Versuch,  die
Geschlechtertrennung weitergehend gesetzlich zu legitimieren könnte ein
Auslöser für weitere Proteste sein.

Nicht nur die Aufstände in Ägypten
haben gezeigt, dass Frauen oftmals
in den ersten Reihen der Revolution
stehen.
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Seltsamerweise sind die USA bei diesem Thema still. Der sogenannte globale
Verteidiger der Freiheit ist Saudi Arabiens stärkster Verbündeter und leistet
dem Regime jedes Jahr milliardenschwere Rüstungshilfe. Diese Hilfe wurde
erst vor kurzem dazu genutzt den Aufstand im benachbarten Bahrain brutal
niederzuschlagen  –  die  saudische  Regierung  wird  auch  nicht  davor
zurückschrecken,  ihre  Waffen  gegen  die  eigene  Bevölkerung  zu  richten.

Doch die Frauen in Saudi-Arabien fürchten keine Waffen oder Bomben, wenn
ihr  Leben  onehin  in  jedem  Bereich  von  dem  reaktionären  Regime
eingeschränkt  wird.  Sie  werden  sich  von  den  Frauen  aus  Ägypten  und
Tunesien  inspirieren  lassen,  die  in  der  ersten  Reihe  ihrer  eigenen
demokratischen Revolution standen. Die einzig fortschrittliche Lösung ist ein
Kampf  zur  Gleichstellung  aller  Geschlechter.  Dieses  Ziel  ist  untrennbar
verbunden mit dem Sturz der saudischen Monarchie und deren Ersetzung
durch  eine  auf  Räte  der  Arbeitenden-  und  Landbefölkerung  gestützte
Demokratie,  in  der  die  Produtionsmittel  der  Mehrheit  derGesellschaft
gehören und von dieser verwaltet werden. Dieser revolutionäre Kampf muss
von Frauen ausgehen oder er wird nicht beginnen.

Ein Übersetzung des Artikels „Segregation and Liberation  in Saudi
Arabia“ von unserer Schwestersektion in Großbritannien


